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Die Zukunft duldet  
keinen Stillstand 

EDITORIAL

Geschätzte Leserinnen und Leser, 
geschätzte Mitglieder der IHK Thurgau

Die Schweiz steht nicht still. Sie wächst, sie altert, sie elek-
trifiziert sich. Menschen kommen, Unternehmen entwi-
ckeln sich, der Strombedarf steigt, Wohnraum wird knap-
per, Strassen und Schienen stossen an Grenzen. Stillstand ist 
in einer solchen Welt keine Option.
Und doch leisten wir ihn uns erstaunlich oft.
Wir diskutieren über die Energieversorgung von morgen, 
während Planung und Bau wichtiger Infrastruktur Jahre 
dauern. Wir wollen mehr Strom produzieren, leistungsfähi-
ge Netze und Versorgungssicherheit – tun uns aber schwer 
mit den notwendigen Entscheiden. Die Schweiz ist technisch 
längst Teil des europäischen Stromsystems. Eine verlässliche 
Einbindung stärkt Versorgungssicherheit und Wettbewerb.
Für die Ostschweiz ist das keine abstrakte Debatte. Eine si-
chere und wettbewerbsfähige Stromversorgung gehört zur 
Grundausstattung eines starken Industriestandorts. Zusätz-
liche Produktion allein reicht nicht. Netze, Speicher, flexible 
Verbraucher, Markt und Versorgungsunternehmen müssen 
zusammenspielen. Auch historisch gewachsene Strukturen 
müssen sich weiterentwickeln, wenn Kooperationen mehr 
Leistungsfähigkeit schaffen.
Dieser Mut zur Veränderung ist auch andernorts gefragt.
Die Zuwanderung hat wesentlich zum Wohlstand der 
Schweiz beigetragen und wird angesichts der demografi-
schen Entwicklung für unseren Arbeitsmarkt wichtig blei-
ben. Gleichzeitig sind ihre Auswirkungen auf Wohnraum, 
Verkehr und öffentliche Infrastruktur spürbar. Die Schweiz 
braucht deshalb Lösungen, die Offenheit und Steuerung mit-
einander verbinden. Dazu gehören ein tragfähiges Verhält-
nis mit der EU und gezielte Instrumente bei übermässigen 
Belastungen.
Gleichzeitig müssen wir besser nutzen, was bereits da ist. 
Wenn ältere Menschen länger arbeiten möchten, sollte sich 
das lohnen. Wenn Mütter ihr Pensum erhöhen möchten, dür-
fen fehlende oder zu teure Betreuungsmöglichkeiten kein 
Hindernis sein. Digitalisierung und künstliche Intelligenz 
können Produktivität freisetzen. Wer weniger Zuwanderung 
fordert, muss deshalb auch bereit sein, die Voraussetzungen 

für eine bessere Nutzung des inländischen Arbeitskräftepo-
tenzials zu schaffen.
Eine weitere Zukunftsfrage entscheidet sich buchstäblich vor 
unserer Haustür. Unser Umgang mit dem knappen Raum 
verlangt klare Prioritäten. Wir wollen Wohnraum schaffen 
und Kulturland erhalten, verdichten und gleichzeitig unsere 
Ortsbilder bewahren. Gerade die Ostschweiz kann Wachs-
tum stärker dorthin lenken, wo die Infrastruktur bereits 
vorhanden ist. Gut erschlossene 
Entwicklungsschwerpunkte und 
schnellere Verfahren können da-
für sorgen, dass aus Plänen Ge-
bäude werden.
Damit schliesst sich der Kreis zum 
Verkehr. Mobilität lässt sich eben-
so wenig wegdiskutieren wie der 
steigende Strombedarf. Wenn Be-
völkerung und Wirtschaft wach-
sen, müssen die Voraussetzungen 
mitwachsen. Engpässe auf Strasse 
und Schiene verschwinden nicht, 
wenn Entscheide vertagt werden. 
Wer Investitionen aufschiebt, ge-
winnt keine Zeit. Er riskiert viel-
mehr, im Standortwettbewerb Zeit zu verlieren.
Vielleicht liegt darin eine unserer wichtigsten Aufgaben für 
die kommenden Jahre. Wir müssen wieder stärker zwischen 
Bewahren und Blockieren unterscheiden. Nicht alles, was be-
steht, muss verändert werden. Aber nicht alles, was vertraut 
ist, verdient Bestandsschutz.
Unser Wohlstand ist nicht entstanden, weil wir Veränderun-
gen verhindert haben. Sondern weil es uns immer wieder ge-
lungen ist, sie zu unseren Gunsten zu gestalten. Diese Beweg-
lichkeit werden wir auch in Zukunft brauchen.

Bis bald bei der IHK 
Jérôme Müggler
Direktor IHK Thurgau
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Schmid und  
Mawera formen 
europäischen 
Marktleader
Die Schmid AG energy solutions aus 
Eschlikon und die Mawera GmbH aus 
Hard schliessen sich zusammen. Mit der 
neuen Schmid Mawera Group entsteht 
der europäische Marktführer für inno­
vative und nachhaltige Lösungen im Be­
reich der Energieerzeugung aus Biomasse 
im mittleren Leistungssegment.

PUBLI-REPORTAGE

Philipp Lüscher, 
Wolfgang Rohner, 
Diana Tagliaferro­ 
Schmid, Christian  

Huber, Roland 
Schmid, Natalie 

Schmid und Stefan 
Gritsch. Es fehlt: 
Günther Lehner

Schmid Mawera AG 
Hörnlistrasse 12 
CH­8360 Eschlikon 
+41 71 973 73 73 
info@schmid­mawera.com 
www.schmid­mawera.ch

Die Schmid AG energy solutions stellt die 
Weichen für ihre langfristige Zukunft. Nach 
rund 90 Jahren und drei Inhabergenerati­
onen übergibt die Familie Schmid das Un­
ternehmen an die Vorarlberger Unter­
nehmer Wolfgang Rohner, Stefan Gritsch 
und Günther Lehner. Gleichzeitig wird 
Schmid mit der ebenfalls zur Unterneh­
mensgruppe gehörenden Mawera GmbH 
zusammengeführt.

680 Mitarbeiter und 180 Millionen
Die neue Firmengruppe tritt künftig als «Schmid  
Mawera Group» auf und führt die bisherigen Geschäf­
te beider Unternehmen nahtlos weiter. Mit dem Zu­
sammenschluss entsteht ein europäischer Marktführer 
für innovative und nachhaltige Lösungen zur Energieer­
zeugung aus Biomasse im mittleren Leistungssegment. 
Die Gruppe beschäftigt 680 Mitarbeiter und erzielt  
einen Umsatz von rund 180 Millionen Franken.
CEO der Schmid Mawera Group wird der bisherige 
Schmid­CEO Philipp Lüscher, CFO bleibt Christian Hu­
ber. Beide beteiligen sich finanziell an der neuen Grup­
pe. Weitere Managementpositionen werden mit beste­
henden Führungskräften beider Unternehmen besetzt.

Position der Stärke
Die Hauptstandorte in Eschlikon und Hard sowie die 
bestehenden Tochtergesellschaften und Niederlas­
sungen bleiben erhalten. Der Produktionsstandort von 
Schmid in Polen soll künftig das gesamte Produktport­
folio der Gruppe fertigen und weiter ausgebaut werden. 
Auch die Beteiligung an der IS SaveEnergy AG wird als 
eigenständiges Unternehmen weitergeführt. Gemein­
sam mit der APF Advanced Particle Filters GmbH sol­
len zusätzliche Synergien in der Abgasbehandlung ge­
nutzt werden.
Der Zusammenschluss erfolgt aus einer Position der 
Stärke. Schmid zählt insbesondere bei industriellen 
Biomasseanlagen zu den führenden europäischen An­
bietern. Die neue Gruppe will ihre Marktpräsenz aus­
bauen, sich stärker als Systemintegrator für erneuer­
bare Energien positionieren und zusätzlich den Bereich 
industrieller Wärmepumpen entwickeln.

Stabile Nachfolgelösung
Für die Familie Schmid standen die nachhaltige Siche­
rung des Unternehmens und eine langfristig stabile 
Nachfolge im Vordergrund. Sie zieht sich im Frühjahr 
2026 operativ zurück, bleibt dem Unternehmen und der 
Region aber verbunden.
«Für das grosse Engagement und die gemeinsame Zeit 
möchten wir uns aufrichtig und herzlich beim gesam­
ten Schmid­Team sowie bei unseren Kunden und Ge­
schäftspartnern bedanken und wünschen für die Zu­
kunft alles Gute», sagen Natalie Schmid, Diana Taglia­
ferro und Roland Schmid.
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Strommarkt Ostschweiz: 
Versorgung sichern, Wett-
bewerbsfähigkeit stärken

Bis 2050 muss die Schweiz 30 TWh zusätzlichen Strom bereitstellen – und gleich­
zeitig grosse Teile der heutigen Produktion ersetzen. Das löst bereits heute einen 
massiven Investitionsbedarf für Kraftwerke und Netze aus. Steigende Systemkosten 
drohen zu einem Wettbewerbsnachteil für Unternehmen und den Standort Schweiz 
zu werden. Die Schweiz muss deshalb rasch ausbauen und gleichzeitig den Strom­
markt reformieren.

von Patrick Louis und Adrian Rossi / IHK St.Gallen-Appenzell 

SCHWER- 
PUNKT

Infrastruktur muss gezielt ausgebaut und Fle-
xibilität besser genutzt werden, um den Ver-
brauch an freie Netzkapazitäten anzupassen. 
Das Schweizer System ist zudem eng mit dem 
europäischen Stromsystem gekoppelt: Strom-
abkommen und Marktöffnung sollten deshalb 
als Chance genutzt werden. Neben besseren 
Marktbedingungen braucht es leistungsfähi-
ge Versorgungsstrukturen und eine professio-

nelle Eigentümerführung. Wo Energieversor-
ger die erforderliche Leistungsfähigkeit nicht 
eigenständig erreichen, sind Kooperationen 
oder strukturelle Anpassungen nötig. Öffent-
liche Eigentümer müssen zudem genügend Ka-
pital für Erneuerung und Ausbau im Unter-
nehmen belassen und bei der Ertragsabschöp-
fung Mass halten.
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Strom als Standortfaktor
Die Energiekrise 2022/23 in Europa und ak-
tuelle geopolitische Verwerfungen machen 
deutlich: Ausreichend Energie zur richtigen 
Zeit und zu wettbewerbsfähigen Preisen ist 
heute keine Selbstverständlichkeit mehr. Die 
Schweiz ist bei den fossilen Brennstoffen kom-
plett von Importen abhängig. Beim Strom ver-
fügt die Schweiz über eine zuverlässige und 
weitgehend CO2-arme Stromversorgung, 
bleibt im Winter jedoch auf Importe angewie-
sen. Beides sind Tatsachen, die sich mittelfris-
tig kaum verändern lassen – und Fragezeichen 
hinsichtlich der Versorgungssicherheit und der 
Wirtschaftlichkeit von Energie aufwerfen. Fest 
steht, dass mehr inländische Produktion not-
wendig werden wird: Bis 2050 müssen rund 
30 TWh mehr Strom bereitstehen. Zum Ver-
gleich: Zwischen 2000 und 2025 stieg die Pro-
duktion um nur etwa 2 TWh. Auch hinsicht-
lich der ökologischen Dimension der Energie-
versorgung stellen sich wesentliche Fragen: 
Die Schweiz soll bis 2050 das Netto-Null-Ziel 
erreichen, was einen fundamentalen Umbau 
des Energiesystems bedingt.
In der Diskussion stehen häufig die Energie-
quellen im Fokus: Während die Elektrifizie-
rung an sich unbestritten ist, streitet die Poli-
tik über den Zubau erneuerbarer Energien und 
die Sinnhaftigkeit von Atomkraftwerken. Da-
bei geht oft vergessen, dass die Energiequellen 

keine ausreichende Bedingung für eine funk-
tionierende Stromversorgung darstellen. Ge-
nauso wichtig ist die zugrundeliegende Ver-
sorgungsinfrastruktur, die ebenfalls vor mas-
siven Herausforderungen steht. 
Bei grossen Netzprojekten vergehen von der 
Projektierung bis zur Inbetriebnahme häu-
fig 15 Jahre. Produktionsanlagen, Netzver-
stärkungen und neue Marktprozesse, die der 
Wirtschaft in den 2040er-Jahren zur Verfü-
gung stehen sollen, müssen deshalb bereits 
heute geplant und vorbereitet werden. Mit an-
deren Worten müssen heute die Weichen für 
die absehbare Zukunft des Schweizer Strom-
markts gestellt werden.

Der Strommarkt heute: Zwischen 
Wettbewerb und Regulierung
Der Schweizer Strommarkt verbindet drei 
unterschiedliche Ordnungen: einen teilwei-
se geöffneten Energiehandel, regulierte Net-
ze und eine lokale Grundversorgung ohne 
Lieferantenwahl. 
Strom wird produziert, über das Höchstspan-
nungsnetz transportiert, in regionalen und lo-
kalen Netzen verteilt und von Haushalten, Ge-
werbe und Industrie verbraucht. Kraftwerke, 
Händler und Lieferanten verkaufen Energie; 
Versorger und marktberechtigte Unternehmen 
sichern Mengen und Preise vertraglich ab.
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Das physische Netz ist ein natürliches Mono-
pol: Mehrere parallele Leitungen bis zu jedem 
Unternehmen und Haushalt wären volkswirt-
schaftlich unsinnig. Deshalb betreibt Swiss-
grid das nationale Übertragungsnetz; regio-
nale und lokale Netzbetreiber verteilen den 
Strom zu den Endkunden. Auch ein Unter-
nehmen am freien Markt nutzt weiterhin das 
lokale Netz und bezahlt regulierte Netzentgel-
te. Die Regulierung bestimmt, welche Kosten 
angerechnet werden dürfen, wie Investitionen 
finanziert werden und welche Tarife erhoben 
werden dürfen.

Was auf der Stromrechnung steht
Der Strompreis setzt sich aus dem Energie-
preis, der Netznutzung, den Abgaben an das 
Gemeinwesen, dem Messwesen und dem 
Netzzuschlag zusammen. Nur der Energie-
preis ist für marktberechtigte Kunden direkt 
verhandelbar. In der Grundversorgung wird 
der Energiepreis hingegen anhand der anre-
chenbaren Produktions- und Beschaffungs-
kosten berechnet.
Die Netznutzung finanziert Betrieb, Unter-
halt, Erneuerung und Ausbau der Netze. Seit 
2026 werden die zuvor im Netznutzungstarif 
enthaltenen Kosten für Zähler und Messda-
ten separat ausgewiesen. Die Abgaben an das 
Gemeinwesen bestimmen die Gemeinden und 
Kantone; der Netzzuschlag wird politisch fest-
gelegt. Hinzu kommen Systemkosten, etwa für 
die Stromreserve, die über die Nutzung des 
Übertragungsnetzes weitergegeben werden.
Sinkende Grosshandelspreise führen deshalb 
nicht zwingend zu einer tieferen Stromrech-
nung. Höhere Netz-, Mess- und Abgabenkos-
ten können tiefere Energiepreise überlagern – 
zumal diese Kosten mehr als die Hälfte des 
Strompreises ausmachen. 
 
Gleicher Strom, unterschiedliche 
Preise
Regionale Tarifunterschiede ergeben sich vor 
allem aus Beschaffung, Eigenproduktion und 
Netzkosten. Versorger mit eigener Produkti-
on sind anders exponiert als reine Verteilun-
ternehmen. Wer Strom einkaufen muss, hängt 
stärker von Marktpreisen, dem Beschaffungs-
zeitpunkt und den Vertragslaufzeiten ab. 
Preisbewegungen erreichen die Grundversor-
gung zeitverzögert und je nach Beschaffungs-
strategie unterschiedlich stark.

Netznutzung
Betrieb, Unterhalt, Ausbau und 
Auslastung der Netze

Messwesen
Zähler, Daten, Abrechnung, 
Smart Meter

Abgaben an das Gemeinwesen
Kommunale und kantonale 
Abgaben

Netzzuschlag
Bundesrechtlich festgelegter 
Zuschlag zur Förderung 
erneuerbarer Energien

Energiepreis
Beschaffung, Eigenproduktion, 
Marktpreise

Reguliert oder 
politisch gesetzt

Verhandelbar

Hinzu kommen die Netzkosten. Sie hängen 
vom Zustand und von der Auslastung des lo-
kalen Netzes sowie vom Investitionsbedarf ab. 
Bei einem Netz mit hohem Erneuerungsbe-
darf oder geringer Auslastung verteilen sich 
die Kosten auf eine kleinere Basis. Abgaben 
an das Gemeinwesen unterscheiden sich zu-
sätzlich nach Gemeinde und Kanton. Für ge-
bundene Kunden folgt daraus eine asymme-
trische Situation: Beschaffungsstrategie und 
Netzinvestitionen des lokalen Versorgers prä-
gen den Tarif, während sie weder den Lieferan-
ten noch den Netzbetreiber wechseln können. 
Somit können Tarifunterschiede zwar durch 
reale Kosten begründet sein. Für gebundene 
Kunden bleibt jedoch unklar, welcher Anteil 
auf Standortbedingungen und welcher auf Or-
ganisation, Beschaffung oder geringe Skalenef-
fekte zurückgeht.
Der heutige Netztarif bildet hauptsächlich die 
anrechenbaren Jahreskosten ab. Wann ein Be-
trieb Leistung bezieht und ob dadurch eine lo-
kale Spitze entsteht, schlägt sich bisher bloss 
vereinzelt im Preis nieder. Erst seit 2026 be-
stehen die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die Einführung von zeitvariablen und dy-
namischen Tarifen. Damit werden transpa-
rente Preissignale ermöglicht, um Ladevor-
gänge, Speicher oder flexible Industriepro-
zesse in Zeiten mit freien Netzkapazitäten zu 
verschieben.
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Anforderungen 
an den Strom­
markt 2040
Flexibilität wird zur eigenständigen 
Ressource.

Je häufiger Produktion und Verbrauch zeitlich 
auseinanderfallen, desto wertvoller wird Fle-
xibilität. Sie wird neben Energie und Netzka-
pazität zu einer eigenständigen Ressource des 
Stromsystems. Speicher, steuerbarer Strombe-
zug der Verbraucher und automatisierte Sys-
teme können Lastspitzen senken, Überschüs-
se aufnehmen und den Strombedarf zeitlich 
verschieben.
Flexibilität muss sowohl den Energiepreis als 
auch die lokale Netzbelastung berücksichti-
gen. Ein tiefer Strompreis kann viele Verbrau-
cher gleichzeitig zum Bezug veranlassen und 
dadurch einen lokalen Engpass verschärfen. 
Preis- und Netzsignale müssen deshalb aufei-
nander abgestimmt werden.

Vom Einbahnnetz zum aktiv 
geführten Verteilnetz
Die unteren Netzebenen waren lange auf die 
zentrale Speisung durch Wasser- und Kern-
kraft ausgelegt. Heute speisen tausende de-
zentrale Kleinst- bis Grossproduzenten Strom 
ein, während Wärmepumpen, Ladeinfrastruk-
tur und elektrische Produktionsprozesse neue 
Lastspitzen schaffen. Es ist davon auszugehen, 
dass diese Entwicklung anhält. Netzbetreiber 
müssen genauer erkennen, wann und wo Leis-
tung bezogen oder eingespeist wird.
 
Daten machen Flexibilität nutzbar 
In einem dezentralen System müssen Netz-
betreiber erkennen, wann und wo Strom be-
zogen oder eingespeist wird. Für Anbieter-
wechsel, flexible Tarife und Energiedienst-
leistungen müssen Mess- und Stammdaten 
zuverlässig zwischen Netzbetreibern, Liefe-
ranten und Kunden ausgetauscht werden kön-
nen. Der Bund baut dafür die gesetzlich vor-
gesehene nationale Datenplattform auf. Sie soll 
den Datenaustausch bündeln und den Endkun-
den einen einheitlichen digitalen Zugang zu 
ihren Verbrauchs- und Einspeisedaten geben.
Mit der Digitalisierung steigen die Sicherheits-
anforderungen. Für kleinere EVU ist es an-
spruchsvoll, die dafür erforderlichen Fähigkei-
ten allein aufzubauen und dauerhaft auf dem 
erforderlichen Stand zu halten.
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Unabhängig davon, woher die Schweizer Ener-
gie kommt, bestehen in Bezug auf die zukünf-
tige Ausgestaltung der Versorgungslandschaft 
erhebliche Herausforderungen.
Die Energiewende erfordert eine erhebliche 
Transformation der Energienetze. Das Rück-
grat dieser Netze stammt in der Schweiz noch 
aus der Zeit, als Atomkraft und Wasserkraft 

dominierten. Die Netze haben in Bezug auf 
volatilere, dezentrale Energiequellen wie So-
larstrom und Windkraft massgeblichen Auf-
holbedarf. Solar- und Windenergie verur-
sachen hohe Investitionskosten, aber deut-
lich geringere laufende Produktionskosten. In 
Zeiten hoher erneuerbarer Produktion kön-
nen die Strompreise sehr tief oder sogar nega-
tiv ausfallen. 2024 lagen die Schweizer Gross-
handelspreise während insgesamt 173 Stunden 
deutlich unter null, Tendenz steigend. 
Im Zuge der Elektrifizierung dürfte der 
Schweizer Stromverbrauch trotz höherer Ef-
fizienz langfristig deutlich stärker als bisher 
angenommen steigen. Die Energieperspekti-
ven 2050+ des Bundes weisen im Netto-Null-
Szenario einen Anstieg des Landesverbrauchs 
von rund 62 auf 76 TWh bis 2050 aus – also 
um etwa ein Viertel. Neuere Szenarien des 
Verbands Schweizerischer Elektrizitätsunter-
nehmen VSE gehen dagegen für 2050 von ei-
nem Gesamtverbrauch von rund 91 TWh aus. 
Dies entspricht einem Anstieg von etwa 50% 
gegenüber heute.

Wo der heutige 
Strommarkt an 
seine Grenzen 
stösst
Mehr Strom, neue Netze, höhere 
Anforderungen.
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Gleichzeitig verändert sich die Produktion. 
Wasserkraft und Kernenergie tragen heute den 
grössten Teil der Schweizer Stromversorgung. 
Künftig wächst vor allem die Produktion aus 
Photovoltaik. Im Kanton St.Gallen kamen in 
den vergangenen Jahren jährlich mehr als 100 
MW hinzu, der Thurgau hat seine Solarstrom-
produktion seit 2015 mehr als verdreifacht, 
und auch in Appenzell Ausserrhoden domi-
niert Photovoltaik den Zubau. Doch damit die 
erneuerbaren Energien ohne Wasserkraft von 
8,3 TWh im Jahr 2024 die im Energiegesetz 
definierten 35 TWh bis 2035 erreichen, muss 
sich das bisherige Ausbautempo mehr als ver-
doppeln. Dabei ist Ausbau nicht gleich Aus-
bau: Solarstrom ist wetterabhängig, weshalb 
sich Angebot und Nachfrage nicht unbedingt 
überschneiden. Diese Divergenz zeigt sich ins-
besondere im Winter. Damit kommt der Spei-
cherung für den Tag-Nacht- sowie den saiso-
nalen Ausgleich und der flexibel steuerbaren 
Nachfrage eine zunehmend wichtige Rolle zu.
Mit dem wachsenden Anteil wetterabhängiger 
Produktion gewinnt auch der räumliche Aus-
gleich an Bedeutung. Die Schweiz ist eng mit 
dem europäischen Stromsystem verbunden. 
Im kontinentalen Verbundnetz kann Strom 
grenzüberschreitend transportiert und kön-
nen Lastschwankungen ausgeglichen werden. 
Je höher der Anteil wetterabhängiger Energien 
wird, desto wichtiger wird ein grosser geogra-
fischer Ausgleichsraum. Während in einer Re-
gion wenig Sonne oder Wind verfügbar ist, 
können andernorts Überschüsse bestehen.
Die Verteilnetze stehen dabei unter Investi-
tionsdruck. Ein grosser Teil der Investitio-
nen wäre auch ohne Energiewende notwen-
dig, weil Anlagen ihr technisches Lebensende 

erreichen. Studien des Bundes gehen bis 2050 
von Investitionen in die Schweizer Verteil-
netze in einer Grössenordnung von mehreren 
Dutzend Milliarden Franken aus. 
Für periurbane und ländliche Gebiete wie die 
Ostschweiz mit ihrer dezentralen Siedlungs-
struktur und einer starken industriellen Ba-
sis ist dies besonders anspruchsvoll. Leitun-
gen müssen grössere Distanzen erschliessen, 
und gleichzeitig befinden sich dort viele Ein-
familienhäuser und Gewerbebauten mit geeig-
neten Dachflächen, Wärmepumpen und priva-
ten Ladepunkten. Entsprechend verteilen sich 
höhere Investitionen auf weniger Anschlüsse.

Versorgungsstrukturen und 
Governance unter Druck
Geopolitische Verwerfungen, die grosse Ver-
flechtung der Schweiz mit dem europäischen 
Stromnetz sowie die zunehmende Abhängig-
keit der Schweiz von Importen im Winterhalb-
jahr erhöhen auch die Anforderungen an die 
Governance. Eine Untersuchung des Bundes-
amtes für Energie kommt zum Schluss, dass 
Schweizer Stromkunden 2024 für die Stabili-
sierung des Netzes im Durchschnitt mit rund 
sechsmal so hohen Preisen belastet wurden 
als Kunden in den Nachbarländern. Deutsch-
land und Österreich weisen einen vergleichba-
ren oder höheren Anteil dezentraler Solaran-
lagen auf, benötigen aber wesentlich weniger 
der teuren Ausgleichsenergie. Als vollstän-
dig in den EU-Strombinnenmarkt integrier-
te Länder können Deutschland und Österreich 
kurzfristige Prognoseabweichungen besser 
grenzüberschreitend ausgleichen; der einge-
schränkte Marktzugang der Schweiz erhöht 
dagegen Bedarf und Kosten für Regelenergie. 
Die wachsende Komplexität allein erklärt das 
Schweizer Kostenniveau deshalb nicht; auch 
Prognosequalität, Prozesse und Marktorgani-
sation spielen eine Rolle.
Gleichzeitig sind gerade in der Ostschweiz 
die Strukturen der Energieversorgung histo-
risch gewachsen und sehr kleinräumig: Die 
Ostschweizer Kantone St.Gallen, Appenzell 
Innerrhoden, Appenzell Ausserrhoden und 
Thurgau weisen mit 3’327 bis 7’296 die nied-
rigste Zahl an Einwohnern pro Netzbetreiber 
auf. Im Kanton Thurgau bestehen sogar mehr 
Energieversorger als politische Gemeinden.
Viele Werke wurden seit den 1990er-Jahren 
rechtlich verselbständigt, blieben aber über-
wiegend im Eigentum von Gemeinden und 
Kantonen. Die EVU unterscheiden sich stark 
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nach Grösse und Geschäftsmodell. Wenige be-
treiben die gesamte Wertschöpfungskette von 
der Produktion über Handel und Vertrieb bis 
zum Netzbetrieb. Viele kleinere Werke fokus-
sieren sich auf das lokale Verteilnetz und kaufen 
den Strom bei Vorlieferanten oder am Markt 
ein. Ihre gebundene Kundschaft ist damit auf-
grund der Beschaffungsentscheide des Versor-
gers indirekt den Marktpreisen ausgesetzt – 
ohne Möglichkeit zum Anbieterwechsel.
Ein mittlerer Schweizer Verteilnetzbetreiber 
versorgt weniger als 1’500 Endkunden. Be-
schaffung, Netzplanung, Messwesen, Cyberse-
curity, Abrechnung müssen dennoch in jedem 
Netzgebiet bewältigt und regulatorische Vor-
gaben eingehalten werden. Viele dieser Aufga-
ben verursachen fixe Kosten, die bei kleinen 
Einheiten auf wenige Anschlüsse verteilt wer-
den. Die Kleinteiligkeit wird dort zur Belas-
tung, wo zahlreiche Versorger dieselben Pro-
zesse parallel bewältigen müssen.
Dazu kommt, dass viele kommunale Werke 
neben Stromnetzen auch Wasser-, Wärme- 
oder Glasfasernetze betreiben. Solche Quer-
verbünde können gemeinsame Infrastruktur 
und Personal nutzen. Die Kostenrechnung 
muss jedoch ausweisen, welcher Bereich wel-
che Kosten und Risiken trägt.
Auch öffentliche Eigentümer nehmen oftmals 
mehrere Rollen gleichzeitig wahr. Als Eigentü-
mer bestimmen Gemeinden und Kantone die 
strategische Ausrichtung und verbinden damit 

häufig finanzielle Erwartungen an das einge-
setzte Kapital. Gleichzeitig können sie über 
Konzessionsabgaben und weitere Entgelte un-
mittelbar am EVU partizipieren. Die Grenze 
zwischen risikogerechter Verzinsung des ein-
gesetzten Kapitals und fiskalischer Abschöp-
fung zugunsten der öffentlichen Haushalte 
wirkt dabei oftmals unscharf. Das zeigt ex-
emplarisch die Eigentümerstrategie der SAK: 
Sie legt die Ausschüttung nicht als risikoge-
rechte Verzinsung des eingesetzten Eigenka-
pitals fest, sondern in Höhe von 50 Prozent 
des jeweiligen Gewinns. Damit steigt die Aus-
schüttung mit dem Unternehmenserfolg – un-
abhängig davon, ob sich das von den Eigentü-
mern eingesetzte Kapital oder dessen Risiko 
entsprechend verändert hat. 
Angesichts des Erneuerungsdrucks sowie des 
notwendigen Zu- und Umbaus der Stromver-
sorgung ist zu prüfen, ob die historisch ge-
wachsenen Strukturen den künftigen An-
forderungen noch gerecht werden und die 
Voraussetzungen für eine leistungsfähige, 
wettbewerbsfähige Stromversorgung schaffen.

Europäische Einbindung und 
Marktöffnung
Die Marktöffnung ist in der Schweiz bisher 
erst teilweise vollzogen: Seit 2009 können 
Grossverbraucher – Unternehmen mit einem 
jährlichen Verbrauch von 100 MWh und mehr 
– ihren Stromlieferanten frei wählen. Die 
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Schwelle zum Grossverbraucher erreicht we-
niger als ein Prozent aller Verbraucher; rund 
zwei Drittel der marktberechtigten Unterneh-
men haben den freien Marktzugang genutzt. 
Haushalte und die meisten KMU bleiben in der 
Grundversorgung.
Die Frage der Marktöffnung ist dabei eng mit 
der Einbindung der Schweiz in den europäi-
schen Strommarkt verknüpft. Technisch ist sie 
Teil des europäischen Strommarkts, regulato-
risch jedoch nicht vollständig eingebunden. 
Ohne Stromabkommen wird sie in europäi-
schen Markt- und Netzprozessen als Drittstaat 
behandelt. Dies betrifft Grenzkapazitäten, Re-
gelenergie und die koordinierte Behebung von 
Netzengpässen.
Für die Wirtschaft geht es um mehr als die rei-
ne Verfügbarkeit von Importstrom. Fehlende 
Koordination erhöht den Aufwand für die Sta-
bilisierung des Schweizer Netzes und begrenzt 
den grenzüberschreitenden Handel. Modell-
rechnungen des Bundes weisen bei einem Ab-
kommen bis 2050 um bis zu 14 Prozent tiefere 
Strompreise und Handelsgewinne von über ei-
ner Milliarde Franken pro Jahr aus. Der Bund 
rechnet ohne Abkommen mit um rund 70 Pro-
zent reduzierten Importkapazitäten und rund 
60 Prozent reduzierten Exportkapazitäten.
Das im März 2026 unterzeichnete Stromab-
kommen mit der EU dient daher auch ganz 
direkt der Versorgungssicherheit. Die Ratifi-

zierung steht indes noch aus. Sie ist letztlich mit der An-
nahme der Bilateralen III als Ganzes verknüpft. Zu be-
rücksichtigen ist dabei, dass die Schweiz bereits eng in den 
europäischen Strommarkt eingebunden ist und ohne Ab-
kommen weiterhin von dessen Regeln und Entscheidun-
gen betroffen wäre – allerdings mit weniger Rechtssicher-
heit und Mitsprache.
Die vollständige Marktöffnung ist eine wichtige Folge des 
Stromabkommens, denn damit erhalten auch Haushalte 
und KMU die freie Wahl ihres Energielieferanten, wäh-
rend das Netz ein reguliertes Monopol bleibt. Unterschie-
de bei Beschaffung, Datenprozessen, Abrechnung und Kos-
ten werden dadurch transparenter und das Netz wird durch 
den Wettbewerbsdruck effizienter.

Drei Stossrichtungen für einen 
wettbewerbsfähigen Strommarkt
Die Schweizer Industrie ist auf international wettbewerbs-
fähige Strompreise angewiesen. In Anbetracht der struk-
turellen Ausgangslage am Strommarkt und der multiplen 
anstehenden Herausforderungen in der Energiewirtschaft 
stellt sich die Frage, ob und wie die Ostschweizer Versor-
gungsstruktur zukunftsfähig ist.
Aus Sicht der IHK St.Gallen-Appenzell und IHK Thurgau 
ergeben sich dabei drei Stossrichtungen: Flexibilität und 
vorhandene Netzkapazitäten besser nutzen, Wettbewerb 
und europäische Marktintegration verbinden sowie leis-
tungsfähige Versorgungsstrukturen schaffen.
1.	Flexibilität besser nutzen und Infrastruktur ge-
zielt ausbauen
Entscheidend ist zunehmend, wann und wo Strom pro-
duziert und verbraucht wird. Lokale Lastspitzen können 
einen Netzausbau auslösen, obwohl während des gröss-
ten Teils des Jahres genügend Kapazität vorhanden ist. Die 
heutigen Netztarife bilden solche zeitlichen Unterschiede 
erst teilweise ab. Seit 2026 können Netzbetreiber zeitva-
riable oder dynamische Tarife einführen. Sie setzen An-
reize, den Verbrauch in Stunden mit freien Netzkapazitä-
ten zu verlagern. Nun müssen daraus praxistaugliche An-
gebote entstehen.
Ein Produktionsbetrieb kann seine Anwendungen so ein-
setzen, dass hohe Leistungsspitzen gar nicht erst entstehen. 
Wo dadurch bestehende Netzkapazitäten besser ausgelas-
tet werden können und ein weiterer Netzausbau vermie-
den werden kann, soll sich dieser Beitrag auch finanziell 
auszahlen.
Zudem muss notwendige Infrastruktur rascher realisiert 
werden können. Netzprojekte benötigen heute häufig 15 
Jahre oder mehr. Seit 2026 gelten erste Vereinfachungen 
bei Planung, Bewilligung und Rechtsmitteln. Eine insge-
samt kürzere Projektdauer bei Netzvorhaben ist eine zwin-
gende Voraussetzung, um die anstehenden Herausforde-
rungen zu bewältigen.
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Die Schweiz hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2050 klimaneutral zu sein. 
Für ungefähr 40 % der CO2-Emissionen ist der Gebäudebereich 
verantwortlich – ein grosser Anteil und eine enorme Chance zur 
Reduktion. Deshalb fokussiert sich ews mit umfassenden Dienst-
leistungen auf intelligente und klimaneutrale Gebäude. 

Unsere gesamtheitlichen Lösungen
Unsere massgeschneiderten Dienstleistungen bieten klimafreund-
liche Lösungen für Einzelimmobilien, Überbauungen, Areale und 
ganze Quartiere.

Mit ews wird Ihr Gebäude ready für die Zukunft.

-Emissionen ist der Gebäudebereich 
verantwortlich – ein grosser Anteil und eine enorme Chance zur 

Photovoltaik- und 
Speicherlösungen

Elektromobilität Zusammenschluss z. 
Eigenverbrauch

Gebäude-
automation

Lokale Elektrizitäts-
      gemeinschaften (LEG)

Elektro-
installationen

Interessiert? 
Jetzt mehr erfahren!

Für Ihren 
Gewerbebetrieb

Im Alexander 4
8500 Frauenfeld

052 511 83 90
rg-energietechnik.ch

GmbH

• Solaranlagen

• Batteriespeicher

• Ladestationen

seit
2008
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TRAU, SCHAU WEM

www.treuhandsuisse .ch Schweizerischer Treuhänderverband

«UNSERE MITGLIEDER 
SIND ZERTIFIZIERTE 
KMU-EXPERTEN.»

2.	Stromabkommen und Marktöffnung als Chance 
nutzen
Die Schweiz ist physisch Teil des europäischen Stromsys-
tems, bisher aber nicht rechtlich darin eingebunden. Das 
Stromabkommen sichert die Nutzung der Grenzkapa-
zitäten, integriert Swissgrid stärker in die europäischen 
Netzprozesse und vereinfacht den grenzüberschreitenden 
Stromhandel. Für ein kleines, im Winter auf Importe an-
gewiesenes Land ist diese Einbindung ein wesentlicher Be-
standteil der Versorgungssicherheit.
Die europäische Integration sichert den Zugang zum grös-
seren Stromsystem; die Marktöffnung schafft im Inland 
die Voraussetzung, den Wettbewerb bei Preisen, Vertrags-
gestaltung und Dienstleistungen zu stärken. Unternehmen 
können ihre Strombeschaffung dadurch stärker am eige-
nen Verbrauch ausrichten. Beispielsweise kann ein Betrieb 
mit gleichmässigem Grundbedarf einen Teil seines Stroms 
langfristig zu festen Konditionen absichern.
Das physische, regulierte Netz muss allen Stromlieferanten 
zu gleichen Bedingungen offenstehen. Lieferantenwechsel, 

Messdaten und Abrechnung sind deshalb nach einheitli-
chen Regeln abzuwickeln. Auch wenn Netzbetrieb und 
Energielieferung im selben Unternehmen angesiedelt sind, 
müssen für den eigenen Vertrieb und externe Anbieter 
dieselben Bedingungen gelten.
3.	Leistungsfähige Versorgungsstrukturen und pro-
fessionelle Eigentümerführung
Viele kleinere Werke betreiben lokale Verteilnetze mit 
wenigen Endkunden. Beschaffung, Messwesen, Abrech-
nung, Cybersecurity, Datenaustausch und regulatorische 
Vorgaben müssen dennoch überall zuverlässig erfüllt wer-
den. Diese Aufgaben verursachen Fixkosten und benöti-
gen spezialisierte Kompetenzen – unabhängig von der 
Zahl der angeschlossenen Kunden.
Die Zahl der Versorger ist nicht für sich allein das Prob-
lem. Massgeblich ist, ob ein EVU seine Aufgaben zuver-
lässig, in der erforderlichen Qualität und zu wettbewerbs-
fähigen Kosten erfüllt. Dafür braucht es nachvollziehbare 
Vergleiche zwischen Versorgern mit ähnlichen Ausgangs-
bedingungen. Sie zeigen, wo ein EVU gut aufgestellt ist 
und wo Kooperationen oder strukturelle Anpassungen 
wirtschaftlich sinnvoll sind.

Daraus ergibt sich ein dreistufiger Entwicklungspfad:
Erfüllen: Ein EVU bewältigt seine Aufgaben eigenstän-
dig, effizient und in der erforderlichen Qualität.
Kooperieren: Aufgaben mit hohen Fixkosten oder spe-
zialisierten Anforderungen werden gemeinsam orga-
nisiert. Dafür eignen sich insbesondere Beschaffung,  
Messwesen, Abrechnung, Datenaustausch, Cybersecurity 
und regulatorische Arbeiten. Der lokale Netzbetrieb und der  
Kontakt zu Gemeinden und Unternehmen können vor 
Ort bleiben.
Konsolidieren: Reichen Kooperationen nicht aus und 
bleiben die Leistungen hinter jenen vergleichbarer Ver-
sorger zurück oder liegen die Kosten dauerhaft höher, sind 
Beteiligungen, Zusammenschlüsse oder die Übertragung 
einzelner Aufgaben zu prüfen.
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WIR GESTALTEN
IHRE RÄUME: 
• Besprechung
• Empfang
• Arbeitsplätze

Zurbuchen AG Amlikon
Fabrikstrasse 2 | 8514 Amlikon-Bissegg
www.zurbuchen.com

Die öffentlichen Eigentümer setzen dafür den 
strategischen Rahmen. Gemeinden und Kan-
tone sollen Versorgungsauftrag, Investitions-
horizont, finanzielle Erwartungen und mögli-
che Kooperationen festlegen. Innerhalb dieses 
Rahmens benötigt das EVU unternehmeri-
schen Handlungsspielraum.
Kapitalverzinsung, Dividendenausschüttun-
gen und weitere Entgelte an die Eigentümer 
müssen in einem angemessenen Verhältnis zu 
Risiko und Investitionsbedarf stehen. Öffentli-
che Eigentümer dürfen ihre EVU nicht als fis-
kalische Einnahmequelle behandeln und damit 
notwendige Investitionen in Netze und Ver-
sorgung beeinträchtigen. Bei Querverbünden 
müssen die Kosten von Strom, Wasser, Wärme 
und Glasfaser nachvollziehbar getrennt wer-
den. Gemeinsame Infrastruktur kann Skalen-
effekte schaffen; Verluste und Risiken anderer 
Geschäftsfelder gehören jedoch nicht auf die 
Stromrechnung.
 

Versorgungssicherheit und 
industrielle Wettbewerbsfähigkeit
Die Herausforderung der Stromversorgung 
liegt nicht allein in der Produktion zusätzli-
cher Energie. Es kommt ebenso darauf an, wie 
gut Produktion, Netze, Verbrauch, Markt und 
Versorgungsstrukturen zusammenspielen.
An dieser Stelle entsteht in der Ostschweiz 
Handlungsdruck. Strom wird zunehmend de-
zentral und wetterabhängig produziert, Ver-
brauch und Einspeisung schwanken stärker 
und die Anforderungen an Netze, Daten und 
Steuerung steigen. Gleichzeitig ist die Schweiz 
technisch eng mit Europa verbunden, regulato-
risch aber nur teilweise integriert. Diese neuen 
Anforderungen treffen auf historisch gewach-
sene, kleinteilige Versorgungsstrukturen.
Damit wird die Organisation des Stromsys-
tems selbst zum Standortfaktor. Die Strom-
preise hängen massgeblich davon ab, wie effi-
zient Netze genutzt, Märkte organisiert und 
Versorger geführt werden. Für die Ostschweiz 
geht es deshalb darum, die Energiewende so 
zu gestalten, dass Versorgungssicherheit und 
industrielle Wettbewerbsfähigkeit zusammen 
bestehen können.

Dieser Text entstand im Rahmen einer Begleitpublikation  
der EcoOst Arena – ein gemeinsames Anlass-Format der  
IHK Thurgau und der IHK St.Gallen-Appenzell. 

Die EcoOst Arena 2026 rückte die Zukunft der Stromversorgung 
in der Ostschweiz ins Zentrum. Rund 160 Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft diskutierten in 
Romanshorn über den Strommarkt 2040, Versorgungssicherheit 
und steigenden Investitionsbedarf.
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Energieverbrauch 
im Visier der KI
Die EKT Energiestiftung unterstützt ein 
neues intelligentes Energiemanagement-
system von Rey Technology. Dazu sucht 
sie fünf Thurgauer Unternehmen, welche 
das System in einer Pilotphase einsetzen. 
Sie profitieren dabei von Förderung und 
von der Reduktion ihrer Energiekosten.

PUBLI-REPORTAGE

Lukas Naef, CEO 
des Unternehmens 

iDIP, auf dessen 
Software die Rey 

Technology basiert.

EKT Energiestiftung
Winterthurerstrasse 3 
8370 Sirnach 
stiftung@ekt-energiestiftung.ch 
www.ekt-energiestiftung.ch

Energie dann nutzen, wenn sie günstig  
verfügbar ist: hier setzt das intelligen-
te Energiemanagementsystem (EMS) von 
Rey Technology aus Sirnach an, das auf 
der Software der Firma iDIP basiert. Es 
verbindet Verbrauchsdaten mit Solar-
strom, Wetterprognosen und dynamischen 
Strom tarifen. Ein KI-basierter Energie-
agent analysiert die Daten, macht konkre-
te Vorschläge und hilft, Anlagen automa-
tisiert zu steuern. Das Ziel: Energiekosten 
senken, Lastspitzen vermeiden und mög-
lichst viel selbst produzierten Strom im  
eigenen Betrieb nutzen. 

Vom Pilotprojekt in die Praxis
Die EKT Energiestiftung fördert, insbe-
sondere im Kanton Thurgau, innovative 
Projekte, die zu einer nachhaltigen Energie-
zukunft beitragen. Das EMS erfüllt dieses 
Kriterium vorbildhaft und bietet grosses 
Potenzial zur schweizweiten Skalierung. Es 
kann ausserdem den Innovationsstandort 
Thurgau stärken und die Energiewende in 
Unternehmen voranbringen. 
Deshalb unterstützt die EKT Energie-
stiftung in einer Pilotphase fünf ausge-
wählte Thurgauer Firmen finanziell bei der 
Einführung des EMS und übernimmt bis zu 
50 Prozent der Gesamtkosten. 
Die Pilotphase hat zum Ziel, die tatsächli-
chen Einsparungen durch das EMS im All-
tag sichtbar zu machen. 
Gesucht sind nun Unternehmen unter-
schiedlicher Grösse mit Standort im Thur-
gau, die bereits über eine Photovoltaikan-
lage verfügen oder zum Projektstart eine 
installieren. Ausserdem müssen sie sich 
unter anderem bereit erklären, das EMS 
nach Abschluss des Projekts mindestens 
ein weiteres Jahr zu nutzen.

INTERESSIERTE F IRMEN  
KÖNNEN SICH MELDEN BEI : 

Michael Rey  
CEO Rey Technology A 

michael.rey@rey-technology.com 
 

Bewerbungen sind einzureichen  
bis 31. Oktober 2026

EKT_Energie_PR.indd   1EKT_Energie_PR.indd   1 11.09.26   11:5111.09.26   11:51
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Massnahmen, die darauf abzielen, die Produktivität im Inland zu erhöhen und das  
inländische Arbeitspotenzial besser auszuschöpfen, können einen dämpfenden  
Effekt auf die notwendige Zuwanderung haben. Vorschläge für entsprechende Mass­
nahmen liegen zwar auf dem Tisch, deren konsequente Umsetzung scheitert aber  
am fehlenden politischen Konsens.

von Pascale Ineichen

Die Zuwanderung hat der Schweiz seit Jahrzehnten Wohl-
stand gebracht und Lücken geschlossen, die der einheimi-
sche Arbeitsmarkt allein nicht füllen konnte. Doch dieses 
Erfolgsmodell gerät zunehmend unter Druck: Wachsende 
Teile der Bevölkerung stehen der Zuwanderung kritisch 
gegenüber, was nach einer Antwort verlangt, die über eine 
reflexartige Abwehr hinausgeht. 
Wesentlicher Treiber Zuwanderung ist die demografische 
Alterung: In den kommenden Jahren gehen deutlich mehr 
Menschen in Pension, als junge Arbeitskräfte nachrücken. 

Das Arbeitskräfte- 
potenzial liegt auch  
vor der Haustür

POLITIK

Eine im Auftrag des Seco durchgeführte Un-
ternehmensbefragung zeigt, dass zwei Drittel 
der Unternehmen Schwierigkeiten haben, Per-
sonal zu rekrutieren oder zu halten. Mit dem 
Bericht «Ursachen und Auswirkungen von  
Arbeitskräftemangel» vom April 2026 legt 
der Bundesrat eine ausführliche Analyse zum  
Thema vor.
Die Schweiz gehört mit einer Erwerbsquote 
von 84 Prozent im internationalen Vergleich 
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zwar bereits zu den Ländern mit einer sehr hohen Erwerbs-
beteiligung. Durch eine Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen und Beseitigung von Fehlanreizen lässt sich diese 
Quote aber noch verbessern. Economiesuisse und der Ar-
beitgeberverband haben dazu entsprechende Massnahmen 
vorgeschlagen. Die Industrie- und Handelskammer Thur-
gau sieht ebenfalls Handlungsbedarf. Das grösste Poten-
zial liegt gemäss den Analysen bei den älteren Arbeitneh-
menden und der besseren Integration von Müttern in den 
Arbeitsmarkt:

Potenzial von älteren Arbeitnehmenden  
besser nutzen
Im April hat der Arbeitgeberverband aufgezeigt, dass in 
der Schweiz in den letzten Jahren ein vermehrter Trend zu 
Teilzeitarbeit festzustellen ist. Während dies in den mitt-
leren Altersgruppen vor allem auf Betreuungsarbeit zu-
rückzuführen ist, nimmt die freiwillig gewählte Redukti-
on des Arbeitspensums zugunsten von mehr Freizeit vor 
allem bei den über 50-Jährigen zu: In dieser Altersgrup-
pe bis zur Pensionierung schätzt der Arbeitgeberverband 
das Potenzial der dadurch entgangenen Vollzeitstellen auf 
über 53’000. Wie hoch das eigene Arbeitspensum gewählt 
wird, ist zu Recht eine individuelle Entscheidung. Die An-
reize aber sollten so gesetzt sein, dass sich eine Erhöhung 
des Arbeitspensums grundsätzlich lohnt.
Für über 55-Jährige auf Stellensuche ist es allerdings auch 
deutlich schwieriger, wieder eine Stelle zu finden als für 
jüngere Arbeitnehmende. Hier sind bereits vorgesehene  
arbeitsmarktliche Massnahmen wie beispielsweise Jobcoa-
ching oder die Möglichkeit von Einstiegspraktika wichtig. 
Arbeitgebende sind hier gefordert, echte Chancen zu bie-
ten. Ergänzend wären geglättete Lohnbeiträge über die Al-
tersgruppen sinnvoll, um die Chancen für ältere Arbeitneh-
mende im Arbeitsmarkt zu erhöhen.
Arbeitnehmende möchten teilweise durchaus über das Re-
ferenzalter hinaus tätig sein. Laut einer Studie von Swiss-
life fördern jedoch bisher nur 14 Prozent der Unterneh-
men eine Weiterbeschäftigung nach dem Pensionsalter  
aktiv. Freiwilliges Arbeiten über das Referenzalter hinaus 
sollte aber finanziell attraktiv bleiben, indem beispielswei-
se der AHV-Freibetrag angehoben und ein Rentenaufschub  
finanziell belohnt wird. Angesichts der demografischen 
Entwicklung hält die IHK zudem eine Erhöhung des Re-
ferenzalters für unumgänglich, denn nur eine struktu-
relle AHV-Reform sichert die Renten auch für künftige 
Generationen. 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie  
weiter stärken
Bezüglich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie wur-
den in der Schweiz in den letzten Jahren zwar bedeutende 
Fortschritte erzielt. Eine Studie des Bundes aber hält fest: 
Ein Fünftel der Mütter mit Kindern unter zwölf Jahren 
sind nicht erwerbstätig, obwohl die grosse Mehrheit von 

ihnen gerne arbeiten würde, vorausgesetzt sie hätten Zu-
gang zu familienfreundlichen Arbeitsbedingungen und be-
zahlbarer Kinderbetreuung. In den letzten 20 Jahren wur-
den in der Schweiz rund 80’000 Betreuungsplätze geschaf-
fen. Ende 2025 hat das Parlament das neue Kita-Gesetz 
verabschiedet, welches zum Ziel hat, Lücken im Angebot 
zu schliessen und unter anderem eine Betreuungszulage als 
Beitrag an die Kinderbetreuung vorsieht. Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens ist allerdings noch offen. Auch hier ist 
die Wirtschaft weiterhin gefordert, mit flexiblen und in-
novativen Arbeitsmodellen attraktive Optionen für Eltern 
und insbesondere Mütter zu bieten. Steuerlich hat die im 
Frühjahr angenommene Individualbesteuerung einen Fehl-
anreiz beseitigt. 

Staatliches Stellenwachstum bremsen und ein 
kritischer politischer Befund
In den letzten Jahren sind die Stellen im staatlichen Sek-
tor in der Schweiz zudem deutlich stärker gewachsen als in 
der Privatwirtschaft, was den Unternehmen Arbeitskräfte 
entzieht. Hier ist eine Trendumkehr nötig. Potenzial ber-
gen auch die konsequente Digitalisierung und die Nutzung 
von Künstlicher Intelligenz. Dadurch realisierte Effizienz- 
und Produktivitätsgewinne werden zur Entschärfung des 
demografisch bedingten Arbeitskräftemangels beitragen. 
Für den Wirtschaftsstandort Schweiz ist Zuwanderung 
auch künftig notwendig. Die IHK beobachtet allerdings 
mit Sorge, dass ausgerechnet jene politischen Kräfte, die 
der Zuwanderung besonders kritisch gegenüberstehen, sich 
bislang kaum aktiv dafür einsetzen, das inländische Ar-
beitspotenzial noch besser zu nutzen. Eine Reduktion der 
Zuwanderung zu fordern, gleichzeitig aber Vorstösse zur 
Flexibilisierung des Rentenalters, zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf oder zur Entlastung älterer Ar-
beitnehmender zu blockieren, ist aus Sicht der Wirtschaft 
widersprüchlich. 
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A 1.8  Im Jahr 2025 neu erteilte Aufenthaltsbewilligungen, nach Staatsangehörigkeit und Einwanderungsgrund
Ständige ausländische Wohnbevölkerung

EU/EFTA
120 970

(73%)

Drittstaaten
44 420
(27%)

Erwerbstätigkeit
88 360
(53%)

Familiennachzug
42 170
(25%)

Ausbildung
17 580
(11%)
Andere Gründe
9 180
(6%)
Asyl
8 110
(5%)

70%

18%
7%
5%

9%
45%
20%
18%

95%

5%

53%

47%

50%
50%

57%

43%

100%Quelle: ZEMIS (SEM)

Im Jahr 2025 neu erteilte Aufenthaltsbewilligungen, nach Staatsangehörigkeit und Einwanderungsgrund

Der Abstimmungskampf um die 10-Millionen-Schweiz 
hat deutlich gemacht, wie sehr das Thema Zuwanderung 
die Schweiz bewegt. Obwohl sie wirtschaftlich stark da-
von profitiert hat, ist unbestritten, dass Zuwanderung auch 
Herausforderungen mit sich bringt. Diese betreffen vor al-
lem die Nutzung öffentlicher Güter wie der Verkehrsinf-
rastruktur, Gesundheits- und Bildungsinstitutionen, aber 
auch den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum und Fragen 
der Integration. Es stellt sich deshalb die Frage, welche Ins-
trumente die Schweiz nutzen kann, um die Zuwanderung 
möglichst effektiv zu steuern.

Die Schweiz hat von der Zuwanderung in den Arbeitsmarkt stark profitiert. Zuneh­
mend kämpft sie aber auch mit den Herausforderungen, die diese mit sich bringt. 
Will man die Zuwanderung dämpfen, gibt es grundsätzlich zwei Ansätze: Eine  
Steuerung über die Beschränkung der Anzahl zugelassener Personen (Menge) oder 
die Erhebung einer Zuwanderungsabgabe (Preis). Doch wäre eine solche zulässig?

von Pascale Ineichen

POLITIK Wie könnte die  
Zuwanderung aktiver  
gesteuert werden?

Steuerungsmodelle der 
arbeitsmarktorientierten Zuwanderung
Von der zugewanderten Bevölkerung in der Schweiz stam-
men 1,6 Millionen Personen aus den EU-/-EFTA-Staaten 
und 800’000 aus Drittstaaten. Erfolgt die Zuwanderung 
aus Drittstaaten, wird sie in der Schweiz aktuell über die 
Zuteilung von Kontingenten verbunden mit einem Inlän-
dervorrang gesteuert. Für die Kontingente legt der Bund 
jährliche Höchstzahlen fest, welche auf Kantone und Bran-
chen verteilt werden. Im letzten Jahr wurden 8’500 Kontin-
gente für Fachkräfte aus Drittstaaten vergeben, wobei nicht 
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alle ausgeschöpft wurden. Im Rahmen des In-
ländervorrangs muss ein Arbeitgeber nach-
weisen, dass keine geeignete inländische Ar-
beitskraft rekrutiert werden konnte. Zudem 
besteht eine Stellenmeldepflicht für bestimm-
te Branchen.
Die Zuwanderung aus dem EU-/-EFTA-Raum 
wird durch das Personenfreizügigkeitsabkom-
men (FZA) ebenfalls verbunden mit einer 
Stellenmeldepflicht geregelt: Aus diesen Staa-
ten darf sich in der Schweiz niederlassen, wer 
einen gültigen Arbeitsvertrag vorweisen oder 
den Nachweis erbringen kann, dass er über 
ausreichend finanzielle Mittel verfügt, um den 
eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten. Zum 
Zweck einer dauerhaften Erwerbsarbeit sind 
auf diesem Weg im letzten Jahr 85’000 Perso-
nen zugewandert. 

Eine Zuwanderungsabgabe als 
Eintrittspreis
Alternativ oder ergänzend zu den bisherigen 
Steuerungsmodellen könnte die Zuwande-
rung statt über die Anzahl zugelassener Per-
sonen (Menge) durch eine Zuwanderungs-
abgabe (Preis) gesteuert werden. Festzulegen 
wäre die Höhe dieser Abgabe, welche einmalig 
oder über eine bestimmte Dauer erhoben wer-
den könnte. In Frage kämen entweder ein Fix-
betrag oder eine prozentuale Abgabe auf den 
Lohn. Letzteres würde verhindern, dass sich 
nur vermögende Personen bzw. zahlungskräf-
tige Unternehmen die Einwanderung leisten 
könnten und damit bestimmte Branchen ge-
genüber andern bevorzugt würden. Fraglich 
ist, wie hoch ein solcher Betrag sein müss-
te, damit die Zuwanderung effektiv gebremst 
würde. Dazu liegen bisher kaum internationale 
Erfahrungswerte vor. 
Der Bundesrat hat in seinem Bericht zur Zu-
wanderung vom Mai dieses Jahres geprüft, 
welche Voraussetzungen gegeben sein müss-
ten, damit eine solche Abgabe praktikabel und 
rechtlich umsetzbar wäre. Die Abgabe als Ver-
waltungsgebühr auszugestalten, wäre kaum 
möglich, da der zulässige Betrag nicht hoch 
genug angesetzt werden könnte, um eine Len-
kung zu erzielen. Gemäss Bericht wäre eine 
Zuwanderungsabgabe aus rechtlichen Grün-
den deshalb am ehesten als Lenkungsabga-
be auszugestalten. Da der Bund gemäss Art. 
121 BV für den Ausländer- und Asylbereich 
zuständig ist, wäre hierfür auch eine verfas-
sungsrechtliche Grundlage gegeben. Aller-
dings müssten sämtliche Einnahmen aus die-

ser Abgabe vollumfänglich an die Bevölkerung 
oder allenfalls zusätzlich an die Wirtschaft 
zurückfliessen.

Vereinbarkeit mit internationalem 
Recht beachten
Die dauerhafte Einführung einer Zuwande-
rungsabgabe wäre gemäss dem Bundesrats-
bericht allerdings nicht mit dem Personen-
freizügigkeitsabkommen der EU vereinbar, 
weil damit das Diskriminierungsverbot zwi-
schen den Vertragsparteien verletzt würde. 
Das neue Vertragspaket mit der EU sieht in-
des eine Schutzklausel vor, die es der Schweiz 
ermöglicht, die Zuwanderung bei schweren 
wirtschaftlichen und sozialen Problemen zu 
beschränken. Der Bundesrat muss künftig die 
Aktivierung der Schutzklausel prüfen, wenn 
gewisse Schwellenwerte oder Indikatoren be-
züglich Zuwanderung, Arbeitsmarkt, sozia-
ler Sicherheit, Wohnungswesen oder Verkehr 
überschritten werden. 
Hierfür könnte eine Zuwanderungsabgabe als 
vorübergehende Massnahme zur Beschrän-
kung der Zuwanderung vorgesehen werden. 
Am 21. August hat die staatspolitische Kom-
mission des Ständerates mit 7 zu 0 Stimmen 
bei 6 Enthaltungen empfohlen, die innerstaat-
lichen Grundlagen für eine vorübergehende 
Einführung einer Zuwanderungsabgabe im 
Rahmen der Schutzklausel zu schaffen.

Zuwanderung mit Schutzklausel 
Weil in den kommenden Jahren aufgrund der 
demografischen Entwicklung Arbeitskräfte 
fehlen, ist arbeitsmarktorientierte Zuwande-
rung für die Schweizer Wirtschaft auch künf-
tig eine Notwendigkeit. Sie soll dabei mög-
lichst über marktorientierte Anreizstrukturen 
und nicht über staatliche Vorgaben gesteu-
ert werden. Die IHK sieht es als prüfenswer-
te Option, wenn ergänzend zu den bestehen-
den Instrumenten das Parlament bereits heu-
te im Ausländer- und Integrationsgesetz eine 
rechtliche Grundlage schafft, um im Fall ei-
ner Anrufung der Schutzklausel gegenüber der 
EU vorübergehend eine Zuwanderungsabgabe 
erheben zu können. Verpflichtungen, die sich 
aus internationalem Recht ergeben, sind da-
bei zu beachten. 
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Pensionsplanung, 
die Sie weiterbringt.

Was uns ausmacht:

Weil Ihnen die wichtigen Entscheide 
zur Pensionierung mit der richtigen 
Vermögensstrategie leichter fallen.

Jetzt
Beratungstermin

    vereinbaren

20260326_Pensionplanung_Inserat_140x95mm.indd   120260326_Pensionplanung_Inserat_140x95mm.indd   1 23.04.26   08:0523.04.26   08:05

Thurgauer Raiffeisenbanken
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Menschliche 
Nachfolgebera-
tung mit Mut zur 
Offenheit
Eine Unternehmensnachfolge ist weit 
mehr als eine finanzielle, steuerliche  
oder rechtliche Transaktion. Ent­
scheidend ist, ob Übergebende, Nach­
folgende und Unternehmen bereit sind, 
Verantwortung, Vertrauen und Führung 
neu zu ordnen.

PUBLI-REPORTAGE

v.l.: Antonella Mussoi, systemische Organisationsberaterin,  
Coach, Media torin, HR­Fachfrau und Sabine Müller, Mediatorin, 
systemische Organisationsberaterin, Coach, Rechtsanwältin

allevia 
Hauptstrasse 14 
CH­8280 Kreuzlingen 

Ein Beispiel aus der Praxis: Die Finanzierung 
steht, die Übergabe ist formal geregelt, die 
Nachfolgeperson übernimmt. Trotzdem  
gerät die Übergabe ins Stocken. Die bis­
herige Leitung entscheidet weiterhin mit, 
Mitarbeitende und Kunden wissen nicht, an 
wen sie sich halten sollen, und die Nach­
folgeperson kann ihre Rolle nicht wirk­
lich übernehmen. Was auf dem Papier ge­
klärt scheint, ist im Alltag noch lange nicht 
gelöst.

Bis Ende 2030 steht gemäss Nachfolgestu­
die 2026 der Universität St.Gallen und UBS 
in fast 168’000 Schweizer KMU eine Eigen­
tumsübergabe an. Bei 76 Prozent hängt der 
Erfolg stark an der Führungsperson.

Fünf Fragen sind für eine tragfähige 
Nachfolge zentral:
1. Ist die Inhaberschaft bereit, loszulassen?
Was soll erhalten bleiben, was darf sich 
verändern und welche Zukunft sieht sie 
für sich?

2. Ist die Nachfolgeperson bereit zu über- 
nehmen?
Sie braucht Klarheit über Motivation, Rol­
le und Führungsverständnis und den Mut, 
Verantwortung auf eigene Weise zu tragen.

3. Ist das Unternehmen bereit?
Wo hängen Wissen, Kundenbeziehungen 
und Entscheidungen noch stark an einzel­
nen Personen?

4. Wie gestalten wir den Übergang?
Verantwortung, Vertrauen, Wissen, Bezie­
hungen und Kultur müssen bewusst über­
tragen werden. Unterschiedliche Vorstel­
lungen zwischen Bewahren und Erneuern 
gehören dazu.

5. Wie wird die neue Ordnung stabil?
Mitarbeitende und Kunden brauchen Ori­
entierung. Standortbestimmungen helfen, 
Rollen nachzuschärfen und Reibungspunk­
te früh zu erkennen.

Externe Begleitung schafft Raum für offe­
ne Fragen, macht Abhängigkeiten sichtbar 
und unterstützt tragfähige Lösungen. Sie 
ergänzt die rechtliche, steuerliche und fi­
nanzielle Beratung um die menschliche und 
organisationale Perspektive.
Der Workshop «Nachfolge kompakt» bie­
tet eine Standortbestimmung, nächs­
te Schritte und Austausch mit anderen 
Unternehmern.

WORKSHOP NACHFOLGE KOMPAKT:

12. November 2026  
oder 28. Januar 2027 

08.30–13.30 Uhr 
Parkhotel Winterthur 

CHF 490.– pro Person 
weitere Infos: www.allevia.ch

+41 71 552 21 70 
www.allevia.ch

PR_Allevia_1-1.indd   1PR_Allevia_1-1.indd   1 26.08.26   10:4926.08.26   10:49
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Bei Strasse, Schiene und Energie herrscht vielerorts Stillstand, während Bevölkerung,  
Verkehr und Strombedarf weiter wachsen. Der Nutzen eines Ausbaus ist in allen  
Bereichen weitestgehend unbestritten, an der Urne und in den Köpfen überwiegt 
dennoch die Skepsis. Wer Investitionen aufschiebt, löst damit kein Problem, sondern 
bremst die Wettbewerbsfähigkeit des ganzen Landes.

von Jérôme Müggler

Strasse: punktueller Ausbau,  
statt grosser Wurf
Mit «Verkehr ’45» bündelt der Bundesrat erstmals die Wei-
terentwicklung von Strasse, Schiene und Agglomerations-
verkehr in einer gemeinsamen Vorlage. Grundlage ist ein 
Gutachten der ETH Zürich, das die vorhandenen Projekte 
für die Periode bis 2045 priorisiert – nachdem die Stimm-
bevölkerung den letzten Ausbauschritt für die National-
strassen im November 2024 abgelehnt hatte. Zwei Projek-
te stehen dabei exemplarisch für die Herausforderungen in 
der Ostschweiz: die N23 im Thurgau und die dritte Röhre 
des Rosenbergtunnels in St.Gallen.
Die N23 ist die wichtigste Ost-West-Verbindung des Thur-
gaus und erschliesst mehr als ein Drittel der rund 21’500 
Arbeitsstätten des Kantons. Täglich verkehren dort zwi-
schen 14’000 und 20’000 Fahrzeuge, und die Bevölkerung 
soll bis 2040 um weitere 53’000 Personen wachsen. Die 
IHK Thurgau begrüsst, dass die Umfahrung Amriswil und 
später auch Weinfelden vom Bund gelistet werden. Im glei-
chen Zug fordert sie im Rahmen von «Verkehr ’45», dass 
die beiden Umfahrungen nicht als Einzelprojekte stehen 
bleiben, sondern die gesamte Strecke zwischen Bonau und 
Arbon als zusammenhängende Achse gedacht wird. Bereits 
heute müssen die Weichen gestellt werden, damit die Stre-
cke durchgehend ohne Engpässe umgesetzt werden kann. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Rosenbergtunnel: Über 
80’000 Fahrzeuge fahren täglich durch die St.Galler Stadt-
autobahn, die Kapazitätsgrenze ist seit Jahren überschrit-
ten. Nun liegt das Projekt erneut in der Vernehmlassung zu 
«Verkehr ’45». Ein Beispiel dafür, wie ein gesamtschweize-
risches Nein einzelne Regionen und ihre lokal breit abge-
stützten Anliegen ausbremsen kann.

Die Schweiz ist in der Vergangenheit gewach-
sen und die Bevölkerung wurde mobiler. Folg-
lich nimmt der Verkehr zu und der Strom-
bedarf steigt. Bei der Lösung der damit ver-
bundenen Themen herrscht jedoch vielerorts 
Stillstand. Ob Autobahnausbau, Bahnkapazi-
täten oder Energieversorgung: Die Notwen-
digkeit des Wandels ist grundsätzlich unbe-
stritten, an der Urne und in den Köpfen setzt 
sich jedoch oft die Skepsis durch. Wer Inves-
titionen in die Infrastruktur immer wieder 
aufschiebt, löst damit kein Problem. Es wird 
lediglich verschoben und dabei die Wettbe-
werbsfähigkeit des ganzen Landes geschwächt. 
Am Ende zahlen Unternehmen, Pendlerin-
nen und Pendler sowie die öffentliche Hand 
die Rechnung für Jahre, in denen politisch zu  
wenig entschieden wurde.

POLITIK Stillstand bei  
Verkehr und Energie  
als Standortrisiko
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Schiene: Ausbau ja,  
Finanzierung offen
Auch beim Schienenverkehr sieht «Verkehr ’45» substan-
zielle Verbesserungen vor. Bis 2035 sollen unter anderem 
ein Viertelstundentakt Bern – Zürich sowie Halbstunden-
takte auf weiteren Achsen eingeführt werden, bis 2045 fol-
gen strategische Netzelemente wie der Zimmerberg-Basis-
tunnel II oder ein viertes Gleis in Zürich Stadelhofen. Auch 
regionale Ausbauten, etwa im Raum St.Gallen, sind Teil des 
Programms. Die IHK unterstützt die Forderung der Ost-
schweizer Regierungskonferenz, den Bahnhof Weinfelden 
an den S-Bahn Ausbau anzupassen. Dabei ist jedoch sicher-
zustellen, dass der Oberthurgau auch künftig optimal an 
das nationale Fernverkehrsnetz angebunden bleibt. Insbe-
sondere darf die direkte IC-Anbindung nach Romanshorn 
nicht geschwächt oder aufgehoben werden.
Die Finanzierung dieser Vorhaben hängt an einem befris-
teten Mehrwertsteuerpromille zugunsten des Bahninfra-
strukturfonds, dessen Verlängerung eine Verfassungsän-
derung mit obligatorischem Referendum erfordert. Gleich-
zeitig entfallen im Zuge der Neupriorisierung 68 kleinere 
Projekte im Umfang von rund 2,5 Milliarden Franken, die 
das Parlament in früheren Programmen bereits beschlossen 
hatte. Der Bahnausbau steht damit, ähnlich wie der Strassen-
ausbau, über Jahre hinweg unter Finanzierungsvorbehalt. 

Energie: sicher, bezahlbar, nachhaltig – und 
technologieoffen
Was beim Verkehr die Volksabstimmung ist, ist bei der Ener-
gie oft die lokale Akzeptanz. Die Schweiz benötigt in den 
nächsten 20 Jahren deutlich mehr Strom, insbesondere im 
Winterhalbjahr. Solar- und Windkraft können einen Beitrag 

dazu leisten, werden aber noch nicht die notwendigen Ka-
pazitäten liefern können. Windkraftprojekte im Speziellen 
stossen zudem regelmässig auf lokalen Widerstand, was 
ihre Realisierung verlangsamt.
Vor diesem Hintergrund fordern die IHK Thurgau und die 
IHK St.Gallen-Appenzell in einer gemeinsamen Publikati-
on zur Energieversorgung konsequente Technologieoffen-
heit. Dazu gehört auch die Kernenergie. Eine Revision von 
Art. 106 des Kernenergiegesetzes soll Betriebsverlängerun-
gen bestehender Kernkraftwerke sowie den Einbau neuer 
Reaktoren ermöglichen. Parallel dazu werden der Ausbau 
der Wasserkraft, griffige Speicherkapazitäten (von Wasser-
speichern über Power-to-X bis zu Gas-Pflichtlagern) so-
wie gestraffte Bewilligungsverfahren verlangt. Ergänzend 
soll ein Stromabkommen mit der EU sowie Vereinbarun-
gen zur Versorgungssicherheit mit Nachbarländern die Ab-
hängigkeit von kurzfristigen Notmassnahmen verringern.

Abhängigkeit der Ostschweizer Wirtschaft 
Strasse, Schiene und Energie zeigen ein vergleichbares Mus-
ter. Der Nutzen einer Modernisierung wird in der öffent-
lichen Debatte selten so klar benannt wie der kurzfristige 
Widerstand gegen einzelne Projekte. Für eine exportori-
entierte Ostschweiz mit einer hohen Dichte an KMU sind 
funktionierende Strassen- und Bahnverbindungen ebenso 
Voraussetzung wie eine sichere, bezahlbare Energieversor-
gung. Wer den Ausbau immer weiter aufschiebt, gewinnt 
keine Zeit, sondern verliert sie – im internationalen Stand-
ortwettbewerb ebenso wie bei der eigenen Bevölkerung, die 
auf verlässliche Infrastruktur angewiesen ist.

MEHR INFOS  
ZU  VERKEHR 2045:
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Die Schweiz wächst. Ende 2025 lebten 9,127 
Millionen Menschen im Land, so viele wie nie 
zuvor. Bis 2055 rechnet der Bund mit 10,5 
Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern. 
Auch der Thurgau wächst überdurchschnitt-
lich und dürfte bis 2040 rund 50’000 zusätz-
liche Menschen zählen. Seit 2017 verpflichtet 
die Kantonsverfassung Kanton und Gemein-
den zu einem haushälterischen Umgang mit 
dem Boden.

Spürbar wird dieses Wachstum vor allem dort, wo der Platz 
schon heute knapp ist. Die Leerwohnungsziffer ist 2025 auf 
einen Rekordtiefstand von 1,0 Prozent gefallen, bei Miet-
wohnungen sogar auf 1,4 Prozent. Die Zersiedelung schrei-
tet derweil unvermindert voran. Seit Jahrzehnten ver-
schwindet pro Sekunde rund ein Quadratmeter Kulturland 
unter Asphalt und Beton, obwohl das Stimmvolk eine starre 
Bauzonenobergrenze 2019 deutlich ablehnte und auch die 
Landschaftsinitiative 2023 zugunsten des heutigen Raum-
planungsgesetzes zurückgezogen wurde. Der Boden bleibt 

Einsprachen bremsen den Wohnungsbau. Verdichtung scheitert am Widerstand  
vor der eigenen Haustür. Gleichzeitig verliert die Schweiz weiter wertvolles  
Kulturland. Singapur, Wien und der Kanton Uri zeigen unterschiedliche Wege auf.  
Ein Denkanstoss, wie auch die (Ost)Schweiz diesen Spagat schaffen könnte.

von Jérôme Müggler

POLITIK Platz für morgen – wie 
die Schweiz ihr Wachs-
tum meistern könnte
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politisch heikel. Schon seit den 1950er-Jahren 
scheiterten links geprägte Bodenrechtsinitia-
tiven, die Spekulation über staatlichen Boden-
besitz eindämmen wollten, regelmässig an der 
Urne. Sie galten als zu radikal für ein Land, 
das die Eigentumsgarantie hochhält.

Blockiert statt gebaut
Gleichzeitig steckt das Land in einer eigentli-
chen Planungsblockade. Ein Baugesuch braucht 
schweizweit im Schnitt 140 Tage bis zur Be-
willigung, fast doppelt so lange wie 2010. In 
Genf sind es 369 Tage, in Zürich wird ge-
gen sieben von zehn Bauprojekten Einspra-
che erhoben. Einsprachen gelten in der Bau-
branche mittlerweile als «fünfte Landesspra-
che». Eine Mehrheit befürwortet Verdichtung 
im Grundsatz. Sobald aber ein konkretes Pro-
jekt vor der eigenen Haustür ansteht, kippt die 
Zustimmung. Verschärft wird die Lage durch 
ungenutzte Bauzonenreserven, die oft am fal-
schen Ort liegen oder ohne Bauabsicht gehal-
ten werden.

Zwei Denkschulen, ein Problem
International wie national zeigen sich im Kern 
zwei Antworten auf die Bodenfrage. Die eine, 
eher links verortete Schule setzt bei der Ei-
gentumsform an. Der Staat soll Boden dauer-
haft behalten und nur noch im Baurecht statt 
durch Verkauf abgeben, wie es Wien seit hun-
dert Jahren praktiziert oder wie es Städte wie 
Basel und Zürich in jüngeren Vorstössen for-
dern. Der Grundgedanke hat durchaus seine 
Berechtigung. Öffentlicher Boden im Baurecht 
bleibt dauerhaft der Spekulation entzogen, und 
Gemeinden können damit gezielt preisgüns-
tigen Wohnraum sichern. Das Modell bindet 
aber viel Kapital, macht den Staat zum Gross-
vermieter und löst die eigentliche Knappheit 
nicht. Wien kämpft trotz alledem mit langen 
Wartelisten. Singapur zeigt die Kehrseite ei-
ner konsequenten staatlichen Bodenpolitik. 
Sie funktioniert nur mit Enteignungen und au-
toritären Eingriffen, die mit einem Rechtsstaat 
wie der Schweiz unvereinbar sind.
Überzeugender wirkt der zweite, eher bürger-
lich-marktwirtschaftliche Ansatz. Er will das 
Angebot vergrössern, statt Eigentum umzu-
verteilen. Dazu gehören mehr Einzonungen 
und Verdichtung an gut erschlossenen Lagen, 
schlankere Bewilligungsverfahren, die Um-
nutzung leerstehender Büroflächen sowie eine 
gezielte Besteuerung von Spekulationsgewin-
nen über die bestehende Grundstückgewinn-

steuer statt über neue Eigentumsformen. Dieser Weg lässt 
das Eigentumsrecht unangetastet und ist eher anschluss-
fähig an föderale, eigentumsfreundliche Schweizer Struk-
turen. Der Kanton Uri zeigt, wie viel allein mit Tempo zu 
gewinnen ist. Dank klaren Abläufen, verbindlichen Fristen 
und einer digitalen Plattform bearbeitet er Baugesuche lan-
desweit am schnellsten, ganz ohne neue Eigentumsmodelle.

Was das für die Ostschweiz heisst
Für die Schweiz insgesamt heisst das, die Innenentwick-
lung gegenüber langwierigen Einsprache- und Schutzver-
fahren stärker aufzuwerten und Verdichtung dort zuzu-
lassen, wo die Erschliessung bereits vorhanden ist. Für die 
soft-urbane Ostschweiz mit ihrem hohen Anteil an Kul-
turland eröffnet sich dabei eine eigene Chance, und zwar 
entlang des bürgerlichen Rezepts statt über staatlichen Bo-
denbesitz. Statt jede Gemeinde gleichmässig zu verdich-
ten, könnten gezielte Entwicklungsschwerpunkte an gut 
erschlossenen S-Bahn-Knoten wie Weinfelden, Frauenfeld 
oder Amriswil entstehen, mit klaren, digitalisierten und 
beschleunigten Bewilligungsverfahren nach Urner Vorbild. 
Kantone und Gemeinden könnten dafür gemeinsam Ab-
sichtserklärungen mit Zielwerten und verbindlichen Fris-
ten erarbeiten, statt jedes Bauprojekt einzeln über Jahre 
auszufechten. 
Regionale Wohneigentumsförderung könnte zudem helfen, 
Eigenheime für Familien und den Mittelstand erschwing-
lich zu halten, statt Boden dem Markt zu entziehen. Die da-
zwischenliegende Kulturlandschaft bliebe bewusst erhal-
ten, mit kompakten, lebendigen Ortskernen auf der einen 
und geschützten Natur- und Landwirtschaftsflächen auf 
der anderen Seite. Das wäre ein Weg, das Wachstum zu tra-
gen, ohne die Region zuzubauen, ohne den Charakter der 
Ostschweiz aufzugeben und ohne das Eigentumsprinzip in-
frage zu stellen, das für viele KMU und Familienbetriebe 
in der Region eine zentrale Grundlage bleibt.

Dieser Beitrag versteht sich ausdrücklich nicht als Parole oder fertige Position. Er ist 
ein Denkanstoss, der bewusst auch unbequeme Ideen aufgreift, um eine konstrukti-
ve Diskussion darüber anzustossen, wie die Schweiz und die Ostschweiz mit Wachs-
tum, Wohnraum und Verkehr künftig umgehen wollen.
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Unsere Erlebniswelt –  
Ihr unvergesslicher Event
Wir bieten Ihnen den perfekten Rahmen für Mitarbei-
terevents, Team- oder Kundenanlässe oder Seminare. 
Feiern Sie in den denkmalgeschützten Industriehallen 
des ehemaligen Tanklagers in Romanshorn. Erleben 
Sie einen Abend voller Emotionen und tauchen Sie ein 
in die faszinierende Welt des Motorsports.

Neugierig? Rufen Sie uns an, gerne beraten wir Sie. 

Event. 
Erlebnis. 
Motorsport.

Egnacherweg 7  
8590 Romanshorn
autobau.ch
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Signaletik.

Starke Lösungen für starke Auftritte.

Zielführende Orientierungssysteme.
Eine übersichtliche und klare Signaletik mit Wegweisern, 
Stelen, Piktogrammen und Leuchtschriften vereinfacht 
das Leben – damit Sie ohne Umwege ans Ziel kommen.

Von der Projektleitung, über die Gestaltung, zur 
Produktion bis und mit Montage und Abnahme. 
Bei uns erhalten Sie alles aus einer Hand.
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Altersrente mit 
Kapitalschutz
Viele Menschen stellen sich im Hinblick 
auf ihre Pensionierung eine wichtige  
Frage: Was passiert mit meinem Alters­
kapital, wenn ich die Rente beziehe und 
kurz darauf versterbe? Eine lebens­
längliche Rente bietet zwar Sicherheit,  
dennoch bleibt oft die Sorge, dass ein 
grosser Teil des Alterskapitals nicht mehr 
den Angehörigen zugutekommt. Genau 
hier setzt die neue Lösung der Asga an: 
die Altersrente mit Kapitalschutz.

PUBLI-REPORTAGE

Asga Pensionskasse 
Rosenbergstrasse 16 
CH­9001 St.Gallen 
+41 71 228 52 52 
info@asga.ch 
www.asga.ch

Wer sich bei der Pensionierung bei der Asga 
für die Rente entscheidet, erhält diese 
nicht nur lebenslänglich, sondern profitiert 
neu auch von einer verbesserten Absiche­

rung der Angehörigen. Bei der Asga kom­
men alle Neurentner:innen und Rentenbe­
züger:innen seit dem 1. Januar 2026 und der 
letzten fünf Jahre in den Genuss des Kapi­
talschutzes. Und das Beste: Die Asga bietet 
diesen zusätzlichen Schutz kostenlos an.

Wenn eine Person kurz nach der Pensio­
nierung verstirbt, sind ihre Hinterlasse­
nen zusätzlich abgesichert. Verstirbt ein:e 
Rentenbezüger:in innerhalb von fünf Jah­
ren nach der Pensionierung oder nach dem 
letzten Teilpensionierungsschritt, wird ein 
Kapital ausbezahlt. Dieses Kapital ent­
spricht maximal fünf Jahresrenten (ohne 
Teuerungszulagen und Überschussbeteili­
gungen). Davon wird die Rente abgezogen, 
die bis zum Todeszeitpunkt bereits ausbe­
zahlt wurde. Der verbleibende Betrag geht 
an die berechtigten Hinterlassenen oder 
Begünstigten und wird zusätzlich zu einer 
möglichen Partnerrente ausgerichtet.

1962 vom Gewerbe für das Gewerbe ge­
schaffen, bietet die Asga als unabhängige 
Genossenschaft KMU und Selbständiger­
werbenden sichere Vorsorgelösungen, tiefe  
Kosten und eine überdurchschnittliche Ver­
zinsung. Erfahren Sie mehr über die Asga 
und die Altersrente mit Kapitalschutz un­
ter www.asga.ch/rente­mit­kapitalschutz.
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Ob Ausbau der N23, tiefere Unternehmenssteuern oder eine eigene Ausgleichskasse  
mit tieferen Verwaltungskosten: Die IHK Thurgau bietet Mitgliedunternehmen von  
Exportdiensten bis Weiterbildung handfeste Vorteile im Alltag. Zudem setzt sie sich 
im direkten Austausch mit dem Grossen Rat, Bundesparlament und Regierungsrat für 
gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen ein.

von Jérôme Müggler

Wirtschaftspolitisches Engagement
Im Zentrum der Tätigkeit steht die aktive 
Wirtschaftspolitik – dort, wo es für die Un-
ternehmen konkret wird. Die Kammer setzt 
sich u.a. seit Jahren mit Nachdruck für den 
Ausbau der N23 und für die Erschliessung von 
Wil West ein, weil eine leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur die Grundlage für Wachs-
tum, Fachkräftegewinnung und funktionie-
rende Lieferketten bildet. Ebenso konsequent 
kämpft sie für tiefe Unternehmenssteuern und 
eine schlanke, effiziente Verwaltung, damit der 
Thurgau im interkantonalen Standortwettbe-
werb bestehen kann. Sie pflegt einen regel-
mässigen, direkten Austausch mit Parlamen-
tarierinnen und Parlamentariern des Grossen 
Rats, mit Thurgauer Vertreterinnen und Ver-
tretern im Bundesparlament sowie mit dem 
Regierungsrat. So werden die Anliegen der 
Mitgliedunternehmen dort adressiert, wo Ent-
scheide fallen.

Standortförderung und Innovation
Die IHK Thurgau arbeitet in verschiedenen 
Initiativen mit der kantonalen Standortförde-
rung zusammen, um den Werkplatz Thurgau 
sichtbar zu machen und Unternehmen bei der 
Weiterentwicklung oder bei Markterschlies-
sungen zu unterstützen. Ein wichtiger Bau-
stein ist ihr Engagement für den I+D Campus, 

Die Industrie- und Handelskammer Thur-
gau vertritt als grosser, branchenübergreifen-
der Wirtschaftsverband seit 1870 die Interes-
sen der Thurgauer Wirtschaft. Rund 650 Mit-
gliedunternehmen aus Industrie, Handel und 
Dienstleistung stehen für zusammen etwa 
40’000 Arbeitsplätze im Kanton – vom in-
habergeführten Familienbetrieb bis zum in-
ternational tätigen Industriekonzern. Diese 
Breite macht die Kammer zu einer relevanten 
Stimme der Thurgauer Wirtschaft: unabhän-
gig, überparteilich und mit direktem Draht zu 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit.

IHK Die IHK – Stimme, 
Netzwerk und Dienst-
leisterin der Thurgauer 
Wirtschaft
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die Plattform für Innovation und Digitalisierung in Kreuz-
lingen. Sie fördert Vernetzung, Wissenstransfer und Wei-
terbildung zu Zukunftsthemen und hilft KMU und Gewer-
betreibenden, den digitalen Wandel aktiv zu gestalten und 
Innovationsprozesse zu etablieren.

Wirtschaftsevents und Netzwerk
Als Treffpunkt der regionalen Wirtschaft organisiert die 
IHK Thurgau eigene Veranstaltungen und trägt zentrale 
Wirtschaftsanlässe mit – so etwa mit «BOOM! der Thur-
gauer Wirtschaftstag», die EcoOst Arena mit der IHK 
St.Gallen-Appenzell oder kleinere Netzwerk-Anlässe, wo 
es regelmässig spannende Inputs von namhaften Personen 
gibt. Solche Anlässe bieten Zugang zu hochkarätigem Net-
working, aktuellen Impulsen und direktem Austausch mit 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern aus 
der ganzen Ostschweiz.

Nachwuchsförderung: Brücke zwischen 
Schule und Wirtschaft
Der IHK ist die Verbindung zwischen Bildung und Wirt-
schaft ein zentrales Anliegen. An den Kantonsschulen führt 
sie die Wirtschaftswochen durch. Schülerinnen und Schü-
ler übernehmen dabei während einer Woche die Führung 
eines fiktiven Unternehmens und erleben unternehmeri-
sches Denken hautnah, begleitet von Fachpersonen aus 

Mitgliedfirmen. Am Berufsbildungsforum bringt die Kam-
mer Unternehmen, Lehrbetriebe und Bildungsverantwort-
liche zusammen, um die duale Berufsbildung im Kanton 
zu stärken und dem Fachkräftenachwuchs frühzeitig Per-
spektiven aufzuzeigen. Ergänzend unterstützt sie im Rah-
men des Dialogs Schule-Wirtschaft den Austausch zwi-
schen Lehrpersonen und Unternehmen, damit der Berufs-
einstieg junger Menschen gelingt und der Wirtschaft die 
Fachkräfte von morgen erhalten bleiben.

Kompetenzzentrum für exportierende 
Unternehmen
Für Unternehmen mit Auslandsgeschäft ist die Kammer 
die zuständige Ausstellungsstelle für Ursprungszeugnis-
se und Carnets ATA. Ursprungszeugnisse bestätigen ge-
genüber ausländischen Behörden die Herkunft einer Ware 
und werden von vielen Bestimmungsländern zwingend 
verlangt; das Carnet ATA vereinfacht die vorübergehende 
Ausfuhr von Waren – etwa Berufsausrüstung, Messegut 
oder Warenmuster – erheblich. Mitgliedunternehmen pro-
fitieren von effizienter Abwicklung und persönlicher Bera-
tung durch ein exporterfahrenes Team.

Aus- und Weiterbildung mit Praxisbezug
Ergänzend bietet die IHK ihren Mitgliedern ein praxis-
orientiertes Weiterbildungsangebot. Seminare, Kurse und 
Fachreferate zu Arbeitsrecht, Export, Führung und Steu-
ern vermitteln aktuelles, unternehmensrelevantes Wissen 
– zugeschnitten auf den KMU-Alltag und zu vergünstig-
ten Konditionen für Mitglieder.

Die verbandseigene Ausgleichskasse – ein 
finanzieller Mitgliedervorteil
Ein besonders handfester Vorteil ist der Zugang zur Ost-
schweizerischen Ausgleichskasse für Handel und Indust-
rie, getragen von der IHK Thurgau gemeinsam mit der IHK 
St.Gallen-Appenzell. Als Verbandsausgleichskasse rechnet 
sie AHV/IV/EO- und Familienzulagenbeiträge ab – mit 
spürbar tieferen Verwaltungskostensätzen als bei den kan-
tonalen Ausgleichskassen. Schon eine geringe Differenz im 
Beitragssatz wirkt sich, bezogen auf die gesamte Lohnsum-
me, bei jedem Lohnlauf spürbar aus. Hinzu kommen per-
sönliche, regional verankerte Betreuung und schlanke di-
gitalisierte Prozesse.

Warum jetzt Mitglied werden?
Eine IHK-Mitgliedschaft bedeutet Zugang zu einem ge-
wachsenen Netzwerk aus Wirtschaft und Politik, zu Wei-
terbildung, zu unkomplizierten Exportdienstleistungen 
und zu einer eigenen Ausgleichskasse, die Geld spart. Vor 
allem heisst Mitgliedschaft: aktiv mitgestalten statt nur be-
troffen sein. Der Beitritt ist unkompliziert und kann online 
erledigt werden. Ein kurzes Gespräch mit der Geschäfts-
stelle genügt, um die individuellen Vorteile für das eigene 
Unternehmen aufzuzeigen.
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treiber» (jede Person, welche ohne Importeur oder Erzeu-
ger zu sein, Verpackungen auf dem Markt bereitstellt), der 
«Endvertreiber» (jede Person, welche die verpackten Pro-
dukte an den Endverbraucher verkauft oder liefert). 
Eine Ausnahme bezüglich einzelner Vorschriften besteht 
lediglich für Kleinunternehmen mit weniger als zehn Mit-
arbeitenden sowie einem Umsatz von unter EUR 2 Mio. 
pro Jahr. 

Die Verordnung setzt verbindliche Reduktionsziele für ge-
wisse Verpackungsmaterialien, macht Vorgaben zur Rezy-
klierbarkeit, zum Rezyklatanteil und zur Kennzeichnung 
von Verpackungen. Es werden Anforderungen für den ge-
samten Lebenszyklus von Verpackungen (Herstellung, Ver-
wendung, Rezyklierung) in Bezug auf die Nachhaltigkeit 
und die Kennzeichnung eingeführt. 

Wie wirkt sich die EU-Verpackungsverordnung 
konkret auf Schweizer Unternehmen aus?
Die Schweiz ist nicht Mitglied der Europäischen Union und 
die Regelungen der EU über Verpackungen sind nicht ein-
fach so auf Schweizer Unternehmen anwendbar. Für rein 
schweizerische Sachverhalte ist die EU-Verpackungsver-
ordnung somit grundsätzlich nicht zu beachten. Sobald je-
doch entlang der Verpackungskette Berührungspunkte mit 
einem EU-Markt bestehen, wird die EU-Verpackungsver-
ordnung anwendbar (dies unabhängig z.B. vom Unterneh-
menssitz oder dem geplanten Verkaufsort der Produkte). 
Die EU-Verpackungsverordnung gilt für alle Verpackun-
gen und Verpackungsabfälle, unabhängig von dem verwen-
deten Material und dem Zielsektor (Vertrieb, Verwaltung, 
Dienstleistungsbereich, Haushalte etc.). Sofern ein Akteur 
innerhalb der Wertschöpfungskette Anknüpfungspunkte 
zur EU hat, ist die Verordnung anwendbar. 
So können von der EU-Verpackungsverordnung betroffen 
sein der «Erzeuger» (jede Person, die eine Verpackung oder 
ein verpacktes Produkt herstellt), der «Lieferant» (jede 
Person, die eine Verpackung an einen Erzeuger liefert), 
der «Importeur» (jede Person, welche Verpackungen von 
ausserhalb des Uniongebiets in die EU bringt), der «Ver-

Das regulatorische Umfeld in der Schweiz betreffend Verpackungen passt sich  
demnächst gleich in zweierlei Hinsicht an. Die bisher geltende Getränkeverpackungs­
verordnung wird per Anfang 2027 durch eine neue Verpackungsverordnung (VerpV) 
abgelöst, welche für sämtliche Verpackungen – nicht mehr nur für Getränke – gilt. 
Ebenso ist per 12. August 2026 die EU-Verpackungsverordnung PPWR (Packaging and 
Packaging Waste Regulation, EU-Verordnung 2025/40) in Kraft getreten. 

von Gian-Andrea Schmid, Rechtsanwalt

Neue EU-Verpackungs-
verordnung hat Einfluss 
auf Schweizer Firmen

RECHT

WEITERE INFOS ZUR  
EU-VERPACKUNGSVERORDNUNG: 

WEITERE INFOS ZUR  
VERPACKUNGSVERORDNUNG  

DER SCHWEIZ: 
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Erste Pflichten gelten bereits ab 2026
Die EU-Verpackungsverordnung tritt schrittweise in Kraft, 
wobei insbesondere für die späteren Anwendungsfelder der 
Inhalt noch nicht gänzlich konkretisiert ist bzw. weite-
re Vorgaben erwartet werden. Der Anwendungsbereich 
der EU-Verpackungsverordnung hat am 12. August 2026 
begonnen. 
Ab dem 12. August 2026 muss sichergestellt werden, dass 
Verpackungen von Lebensmitteln die in der Verordnung 
enthaltenen Grenzwerte für PFAS- bzw. Schwermetall-
Stoffe in Verpackungen nicht überschritten werden. 
Unternehmen müssen zudem für jede Verpackungsart eine 
interne Dokumentation führen, welche Informationen zu 
Verpackungsdimensionen, technischen Zeichnungen, ver-
wendeten Materialien, Verpackungsstandards und allfälli-
gen Prüfungsergebnissen beinhält. 
Unternehmen müssen zudem für jede Verpackungsart eine 
Konformitätserklärung (Declaration of Conformity) er-
stellen und z.B. in ihrem Vertriebsnetzwerk an Distribu-
toren weitergeben. Die Konformitätserklärung weist nach, 
dass die Verpackung den Anforderungen an die Verord-
nung entspricht. 
Gemäss den neuen Regeln zur Extended Producer Respon-
sibility, EPR, müssen Hersteller von Produkten sich in je-
dem Mitgliedsland der EU registrieren, in welchem die Ver-
packung voraussichtlich zu Abfall wird, und dort gewisse 
Angaben (Menge, Art der Verpackung etc.) anmelden. Ge-
setzgeberische Aktivitäten sind hier noch in Kraft und es 
ist nicht absehbar, inwiefern genau dies umgesetzt wird. 

Weitere Verschärfungen kommen nach 2026 
Verschiedene Bestimmungen der EU-Verpackungsverord-
nung werden erst zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft 
treten. Generell müssen Verpackungen recyclingfähig sein 
und es wird ein Mindestanteil an recyclingfähigem Ma-
terial pro Verpackung definiert. Sodann treten folgende  
Regelungen (nicht abschliessend) nach 2026 in Kraft: 
Je nach Recyclingqualität (prozentualer Anteil, der recyclet 
werden kann) werden die Verpackungen in vier Leistungs-
stufen eingeteilt: A (95% recyclebar), B (80%), C (70%) und 
D (<70%). Ab 2030 müssen die Verpackungen die Leis-
tungsstufen A, B oder C erreichen, ab 2038 dürfen vor-
aussichtlich nur noch Verpackungen der Leistungsstufen 
A und B verwendet werden. 
Voraussichtlich ab 2028 müssen Verpackungen Angaben 
zur Materialzusammensetzung sowie zur Abfalltrennung 
erhalten, die leicht verständlich und gut sichtbar – allen-
falls mit Piktogrammen – angebracht sind. Ab 2029 müs-
sen wiederverwendbare Verpackungen mit einer darüber 
informierenden Kennzeichnung versehen sein. 
Bei Verstössen gegen die EU-Verpackungsverordnung  
drohen unter anderem Bussen und Verweigerungen 
des Marktzuganges. Es lohnt sich also auch für Schwei-
zer Unternehmen, frühzeitig die eigenen Verpackungen 
auf die Konformität mit der Verpackungsverordnung zu 
überprüfen. 

Neue Verpackungsverordnung der Schweiz  
ab 1. Januar 2027
Am 1. Januar 2027 tritt zudem die neue Schweizer Ver-
packungsverordnung (VerpV) in Kraft, die erstmals einen 
umfassenden regulatorischen Rahmen für Verpackungen 
schafft. Sie verfolgt ähnliche Ziele wie die PPWR, etwa die 
Förderung recyclingfähiger Verpackungen und die Reduk-
tion unnötigen Verpackungsmaterials, bleibt aber insge-
samt pragmatischer. Dies hilft insbesondere binnenorien-
tierten Firmen und ist auch deshalb sachgerecht, weil die 
Schweiz bereits über gut ausgebaute Sammel- und Recy
clingsysteme verfügt, die hohe Recyclingquoten erreichen.

KONTAKTINFORMATIONEN

Muri Partner Rechtsanwälte AG 
Schmidstrasse 9 
8570 Weinfelden 

 
T +41 71 622 00 22 

www.muri-anwaelte.ch
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Bundesrätin Karin Keller-Sutter, Regierungspräsident Urs Martin und der Direktor des 
Instituts für Wirtschaftspolitik Christoph Schaltegger waren am 21. August Gäste an 
einem Anlass der Industrie- und Handelskammer Thurgau zum Thema Finanzpolitik. 
Das Publikum im Frauenfelder Rathaus erlebte einen gehaltvollen Abend mit einer 
humorvollen und nahbaren Bundesrätin. 

von Pascale Ineichen

Finanzdirektor Urs Martin auf den Zahn: 
Vietze beanstandete das strukturelle Budget-
defizit und wies darauf hin, dass der Kanton 
Thurgau im Ressourcenindex unter den Kan-
tonen den unrühmlichen letzten Platz belegt. 
Regierungsrat Martin hielt denn auch fest: 
«Ich bin auch nicht begeistert, dass der Kanton 
Thurgau hohe Beiträge aus dem nationalen Fi-
nanzausgleich bezieht.» Der Kanton sei aktu-
ell dabei, entsprechende Massnahmen im Be-
reich der Standortattraktivität zu definieren. 
Die projektierte Entflechtung der Verantwort-
lichkeiten zwischen Bund und Kantonen halte 
er für richtig: «Diejenige Staatsebene, welche 
eine Aufgabe übernimmt, soll bezahlen, aber 
auch bestimmen.»

Sowohl auf Bundes- als auch auf kantona-
ler Ebene wachsen die öffentlichen Ausgaben 
und es wird um Kostendämpfungs- und Spar-
massnahmen gerungen. Gleichzeitig verhan-
deln Bund und Kantone über eine Neuordnung 
der Aufgabenteilung, wobei auch der natio nale 
Finanzausgleich zunehmend für Diskussions-
stoff zwischen Geber- und Nehmerkantonen 
sorgt. Diese Themen standen im Fokus des 
IHK-Anlasses zur Finanzpolitik

Schuldenbremse als zentrale 
finanzpolitische Errungenschaft
Prof. Dr. Christoph Schaltegger, Direktor des 
Instituts für Wirtschaftspolitik, betonte in  
seinem Einführungsreferat, dass der staatliche 
Fussabdruck über die Jahre zwar gewachsen 
sei. «Die Einführung der Schuldenbremse im 
Jahr 2003 hat aber wesentlich dazu beigetra-
gen, die Ausgabenquote in Schach zu halten 
und sorgt für Stabilität bei den Bundesfinan-
zen.» Reformpotenzial ortet Schaltegger ins-
besondere bei den gebundenen Ausgaben, der 
Lohnprämie für Staatsangestellte, den zahl-
reichen Subventionen sowie der Eliminierung 
von Fehlanreizen im Finanzausgleich.

Das Thurgauer Potenzial  
besser nutzen
Im anschliessenden Gespräch zu den Kantons-
finanzen fühlte IHK-Präsidentin und Natio-
nalrätin Kris Vietze Regierungspräsident und 

EVENT IHK-Abend zur Finanz-
politik mit Bundesrätin 
Karin Keller-Sutter
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Kompromissfähigkeit und 
Lösungsorientierung als wichtige 
Werte
Bundesrätin Karin Keller-Sutter zeigte sich 
im anschliessenden Gespräch mit IHK-Di-
rektor Jérôme Müggler und Pascale Ineichen, 
stv. Direktorin der IHK, geradlinig, poin-
tiert und humorvoll. Die Schuldenbremse sei 
zwar ein unverzichtbares und zentrales Ele-
ment der schweizerischen Finanzpolitik, aber 
sie betreffe aufgrund der zahlreichen gebun-
denen Ausgaben nur rund 40 Prozent der 
Bundesausgaben. 
Bei den ungebundenen Ausgaben gebe es ei-
nen harten Verteilkampf: «Da setzt sich 
durch, wer die Mehrheiten hat.» Das Ziel des 

Entlastungspakets sei es, das Kostenwachstum 
zu dämpfen, aber das Gerangel um Finanzie-
rung sei gerade auch in Bezug auf Subventio-
nen gross: «Wer einmal am Tropf des Bundes 
hängt, will nicht mehr so leicht davon weg.» 
Auf die Frage, wo der Finanzausgleich nicht 
mehr nur solidarisch wirke, sondern die Ei-
genverantwortung der Kantone schwäche, be-
tonte die Finanzministerin, dass dieser dem 
Erhalt des kantonalen Steuerwettbewerbs die-
ne. Allerdings hätten die Disparitäten zwi-
schen den Kantonen stark zugenommen. Es 
stelle sich deshalb die Frage, was in diesem Zu-
sammenhang der Grundanspruch eines Kan-
tons sein solle. Genau dies würde sie aktu-
ell mit den Kantonen diskutieren, um entspre-
chende Fehlanreize zu eliminieren. 
Angesprochen auf die zunehmende politische 
Polarisierung im Land meinte die Magistratin, 
dass der Anstand in der Tonalität der politi-
schen Auseinandersetzung auch aufgrund von 
Social Media neulich zwar deutlich nachgelas-
sen habe. Früher hätte aber auch kein Schon-
klima geherrscht. Sie sei überzeugt, dass mit-
telfristig starke Werte gewinnen. Kompro-
missfähigkeit und Lösungsfindung über die 
Parteigrenzen hinweg seien eine grosse Stär-
ke unseres Systems. Sie wünsche sich für die 
Schweiz, dass wir etwas dankbarer sein sollten 
für das, was wir an unserem Land haben und 
auch in Zukunft sorgfältig damit umgehen. 

Urs Martin, Kris 
Vietze, Karin 
Keller-Sutter,  
Pascale Ineichen, 
Christoph Schalt­
egger und Jérôme 
Müggler (vlnr.)
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Gabriel Hauri, Ver-
waltungsratspräsi-
dent von MAX  
HAURI, auf dem 
Areal des künftigen 
vollautomatisier-
ten Kleinteillagers 
in Bischofszell.

Seit 1947 ist MAX HAURI in Bischofszell ver-
wurzelt. Aus der von Max Hauri gegründe-
ten Verkaufsstelle für Kleinglühlampen 
entwickelte sich über die Jahrzehnte ein 
führender Hersteller, Distributor und Multi 
Channel Anbieter. Heute umfasst das Sor-
timent unter anderem Stecker und Steck-
dosen, Verlängerungskabel, Steckdosen-
leisten, Kabelrollen, Lichtlösungen und 
weitere Produkte für die professionelle 
Elektroinstallation und die moderne Büro- 
und Möbelelektrifizierung. Das Unterneh-
men beliefert den Elektro- und Grosshan-

del, den Detailhandel sowie Industriekun-
den in der ganzen Schweiz und vertreibt 
seine Produkte zusätzlich über diverse  
E-Commerce Kanäle.
Mit den eben gestarteten Rückbauarbei-
ten hat das Bauprojekt sichtbar begonnen. 
Das neue, vollautomatisierte Kleinteilela-
ger bildet die Grundlage für eine zukunfts-
orientierte und leistungsfähige Logistik. 
Diese ermöglicht es, den steigenden An-
forderungen an Verfügbarkeit, Lieferge-
schwindigkeit und Liefertreue auch lang-
fristig gerecht zu werden.
Von der Investition profitieren Kundinnen 
und Kunden ebenso wie Mitarbeitende, 
Partner und Lieferanten. Optimierte Pro-
zesse, kürzere interne Wege und ein hoher 
Automatisierungsgrad steigern die Effizi-
enz und stärken die Lieferfähigkeit. Gleich-
zeitig entstehen moderne und ergonomi-
sche Arbeitsplätze sowie zusätzliche Ka-
pazitäten für das weitere Wachstum des 
Unternehmens.

Mit dem Neubau bekennt sich MAX HAURI 
klar zum Standort Bischofszell und inves-
tiert in die Zukunft des Unternehmens, sei-
ner Mitarbeitenden und seiner Kundschaft.
«Wir investieren mit Blick in die Zukunft. 
Mit dem neuen, vollautomatisierten Klein-
teilelager schaffen wir die Voraussetzun-
gen, um unsere Kundinnen und Kunden 
auch künftig schnell, zuverlässig und mit 
der hohen Lieferbereitschaft zu bedienen, 
die sie von MAX HAURI erwarten. Gleich-
zeitig stärken wir unseren Standort in  
Bischofszell nachhaltig», sagt Gabriel Hauri, 
Verwaltungsratspräsident von MAX HAURI.

Mit dem Baustart für ein neues, voll-
automatisiertes Kleinteilelager setzt MAX 
HAURI ein klares Zeichen für die Zukunft 
des Unternehmens und des Standorts 
Bischofszell. Mit dieser bedeutenden In-
vestition schafft das Unternehmen die 
Voraus setzungen für eine weiterhin hohe 
Lieferfähigkeit, moderne Arbeitsplätze 
und nachhaltiges Wachstum.

MAX HAURI AG 
CH-9220 Bischofszell 
info@maxhauri.ch 
www.maxhauri.ch

MAX HAURI  
investiert in  
die Zukunft in  
Bischofszell

ÜBER MAX HAURI

MAX HAURI entwickelt, produziert und vertreibt seit 
1947 innovative Lösungen für die sichere Verteilung von 
Strom, Licht und Daten. Mit Sitz in Bischofszell zählt 
das Unternehmen heute zu den führenden Herstellern 
und Distributoren der Schweizer Elektrobranche. Das 
Sortiment umfasst über 8‘000 Produkte für Industrie, 
Elektroinstallation, Detailhandel sowie moderne Büro- 
und Arbeitswelten.
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Ohne Thurgau
kein Zopf 
am Sonntag
und auch kein
Deal an der 
Wall Street.
Klingt verrückt? Da ist aber was dran!

Was genau hinter den 
einzelnen Geschichten steckt?
finds-raus.ch

Jetzt scannen:
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Ostschweizer  
Wirtschaft trotzt  
starkem Gegenwind

Die Ostschweizer Unternehmen blicken auf ein turbulentes erstes Halbjahr zurück. 
Neben der anhaltend schwachen Dynamik in wichtigen Absatzmärkten belasteten 
der Iran-Krieg und die US-Handelspolitik die Auftragslage. Trotz dieses anspruchs­
vollen Umfelds zeigt sich die Ostschweizer Wirtschaft einmal mehr widerstandsfähig: 
Teile der Industrie meldeten zuletzt vorsichtig positive Signale, wenn auch auf tiefem 
Niveau. Zudem wird die Konjunktur in der Ostschweiz weiterhin von der soliden  
Binnenwirtschaft gestützt.

von Konjunkturboard Ostschweiz

WIRTSCHAFT

noch nicht ausgestanden. Unternehmen melden häufiger 
längere Lieferfristen und die unsichere Entwicklung der 
Beschaffungskosten erschwert die Planbarkeit. Die Indus-
trie- und Grosshandelsunternehmen rechnen zudem ver-
mehrt mit steigenden Einkaufspreisen, welche nur begrenzt 
an die Kunden weitergegeben werden können.

Wirtschaftliches Umfeld bleibt anspruchsvoll
Neben der Lage im Persischen Golf bleibt auch die Dy-
namik in den wichtigen Absatzmärkten ein belastender 
Faktor. Insbesondere in Deutschland bleibt die Lage an-
gespannt. «Die deutsche Industrie hat sich zwar auf tie-
fem Niveau stabilisiert. Die Anzeichen eines Aufschwungs 

Die anhaltenden Spannungen im Nahen Osten gehen auch 
an der Ostschweizer Wirtschaft nicht spurlos vorbei. Ne-
ben gestiegenen Preisen für Rohmaterialien und Halbfabri-
kate belastet insbesondere die anhaltende Unsicherheit die 
Ostschweizer Industrie. «In Zeiten wie diesen halten sich 
viele Unternehmen mit Investitionen zurück – mit Folgen 
für die in der Ostschweiz prominent vertretenen Herstel-
ler von Maschinen und Ausrüstungsgütern», sagt Roman 
Elbel, Konjunkturexperte bei der St.Galler Kantonalbank. 
Die Ostschweizer Industrie zeigt sich in den aktuell tur-
bulenten Zeiten zwar einmal mehr widerstandsfähig. Die 
Auswirkungen des Iran-Kriegs und der Blockade der Stras-
se von Hormus sind für die Firmen aus unserer Region aber 

 

Medienmitteilung 
Mittwoch, 12. August 2026 

 

Konjunkturelle Entwicklung in der Kernregion Ostschweiz 

Ostschweizer Wirtschaft trotzt starkem Gegenwind 
 
Die Ostschweizer Unternehmen blicken auf ein turbulentes erstes Halbjahr zurück. Neben der 
anhaltend schwachen Dynamik in wichtigen Absatzmärkten belasteten der Iran-Krieg und die 
US-Handelspolitik die Auftragslage. Trotz dieses anspruchsvollen Umfelds zeigt sich die 
Ostschweizer Wirtschaft einmal mehr widerstandsfähig: Teile der Industrie meldeten zuletzt 
vorsichtig positive Signale, wenn auch auf tiefem Niveau. Zudem wird die Konjunktur in der 
Ostschweiz weiterhin von der soliden Binnenwirtschaft gestützt. 
 
Die anhaltenden Spannungen im Nahen Osten gehen auch an der Ostschweizer Wirtschaft nicht 

spurlos vorbei. Neben gestiegenen Preisen für Rohmaterialien und Halbfabrikate belastet 

insbesondere die anhaltende Unsicherheit die Ostschweizer Industrie. «In Zeiten wie diesen halten 

sich viele Unternehmen mit Investitionen zurück – mit Folgen für die in der Ostschweiz prominent 

vertretenen Hersteller von Maschinen und Ausrüstungsgütern», sagt Roman Elbel, Konjunkturexperte 

bei der St.Galler Kantonalbank. Die Ostschweizer Industrie zeigt sich in den aktuell turbulenten Zeiten 

zwar einmal mehr widerstandsfähig. Die Auswirkungen des Iran-Kriegs und der Blockade der Strasse 

von Hormus sind für die Firmen aus unserer Region aber noch nicht ausgestanden. Unternehmen 

melden häufiger längere Lieferfristen und die unsichere Entwicklung der Beschaffungskosten 

erschwert die Planbarkeit. Die Industrie- und Grosshandelsunternehmen rechnen zudem vermehrt mit 

steigenden Einkaufspreisen, welche nur begrenzt an die Kunden weitergegeben werden können. 

 
Auftragsbestände in der Ostschweizer MEM-Industrie verbessern sich auf tiefem Niveau 
Beurteilung des Auftragsbestands, Saldo aus «gross» und «zu klein», saisonbereinigt, Kernregion Ostschweiz 

* exkl. Thurgau 
Quellen: Konjunkturboard Ostschweiz, KOF Institut ETH Zürich 
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Geschäftslage in der Ostschweizer Wirtschaft verbessert sich, Stimmung weiterhin unterdurchschnittlich 

Die Geschäftslage in der Ostschweizer Wirtschaft hat sich zuletzt etwas verbessert und notiert derzeit knapp im positiven 
Bereich. Der Stimmungsbarometer entwickelt sich seitwärts und verharrt unter seinem langfristigen Durchschnitt von 100 
Punkten. Ausführungen zu Methodik und Interpretation am Ende des Dokuments. 

Geschäftslageindikator Stimmungsbarometer 
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MEHR INFOS ZUM  
KONJUNKTURBOARD  

OSTSCHWEIZ:

konzentrieren sich jedoch stark auf rüstungsnahe Bereiche 
und sind noch nicht selbsttragend», sagt Roman Elbel, Kon-
junkturexperte bei der St.Galler Kantonalbank. Auch in der 
für Ostschweizer Zulieferfirmen wichtigen Automobilin
dustrie bleibe die Lage angespannt.
Ende Juli gab es erneut Bewegung rund um die US-Han-
delspolitik, nachdem die bisherigen, temporär geltenden 
Zölle ausgelaufen waren. «Die seit dem 24. Juli gelten-
den US-Zölle bewegen sich im erwarteten Bereich», sagt  
Albert Flak, Research Analyst bei der IHK St.Gallen-Ap-
penzell. Nach den jüngsten Änderungen sind die Zölle auf 
viele MEM-Produkte sogar leicht gefallen. Nachteilig ist 
aber der um 2.5 Prozentpunkte höhere Zollsatz gegenüber 
der Konkurrenz aus der EU. Gleichzeitig bleibt die handels-
politische Unsicherheit weiterhin gross. Dazu Albert Flak: 
«Aus den laufenden Untersuchungen im Bereich der indust-
riellen Überkapazitäten könnten weitere Zölle resu ltieren.» 
Die wiederholten Änderungen im Zoll-Regime verursachen 
bei Unternehmen zudem einen erheblichen administrati-
ven Aufwand.
Die Auswirkungen des bisherigen US-Zollregimes zeigen 
sich auch in der Exportstatistik. Die Warenausfuhren aus 
der Ostschweiz sind im ersten Halbjahr 2026 im Vergleich 
zur Vorjahresperiode um 3.6% zurückgegangen. Den grös
sten Rückgang verzeichneten mit -19.3% die Exporte in die 
USA. Unter Druck geraten sind unter anderem die Ausfuh-
ren aus der MEM-Industrie.

Vereinzelt positive Signale aus der Industrie
Trotz des anspruchsvollen Umfelds haben sich die Ein-
schätzungen der Industrie im Juli leicht verbessert, wenn 
auch ausgehend von tiefem Niveau. Insgesamt beurteilt die 
Branche ihre Geschäftslage nun als knapp befriedigend. 
Den Umfragen zufolge schätzten insbesondere Unterneh-
men aus der Elektronik- und Optikbranche sowie dem  
Maschinen- und Fahrzeugbau ihre Geschäftslage wieder 
etwas besser ein als noch im Frühling. Vier von zehn Un-

ternehmen melden mehr Bestellungen, ein Drittel Produk-
tionssteigerungen. Diese positiven Signale folgen aber auf 
eine ausgeprägte, langanhaltende Schwächephase und sind 
noch mit Vorsicht zu interpretieren. «Das wirtschaftliche 
Umfeld für die Ostschweizer Industrie bleibt anspruchs-
voll», sagt Roman Elbel. «Eine mögliche Erholung – selbst 
auf tiefem Niveau – muss sich erst noch bestätigen.» So sind 
die Kapazitätsauslastung und die Auftragsbestände nach 
wie vor tief. Besonders gross ist die Lücke in der Metallin-
dustrie. In dieser Teilbranche berichtet seit April mehr als 
die Hälfte der befragten Firmen über zu wenig Aufträge.

Anhaltend positive Dynamik in 
binnenorientierten Branchen
Die Ostschweizer Wirtschaft wird weiterhin von der so-
liden Binnenwirtschaft gestützt. Gemäss den Unterneh-
mensrückmeldungen ist die Geschäftslage sowohl in der 
Finanz- und Versicherungsbranche als auch im Grosshan-
del sehr gut. Ebenfalls eindeutig positiv bleibt die Dyna-
mik im Baugewerbe, getragen von den tiefen Zinsen und 
der anhaltend hohen Nachfrage nach neuem Wohnraum. 
Der Ostschweizer Detailhandel meldet eine weiterhin be-
friedigende Geschäftslage und erwartet eine stabile Ent-
wicklung. Die Konsumentenstimmung bleibt jedoch ver-
halten. Die als gering wahrgenommene Arbeitsplatzsicher-
heit und die leicht gestiegenen Preiserwartungen führen 
zu einer höheren Sparquote und drücken auf die Wachs-
tumsdynamik des privaten Konsums. «Das Portemonnaie 
sitzt nicht mehr ganz so locker», stellt Albert Flak fest. 
«Trotzdem sorgt der private Konsum weiterhin für positive  
Wachstumsimpulse.»
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Bildlegende

Neue Markt-
anforderungen, 
neue Lösungen
Mit der europäischen Packaging and  
Packaging Waste Regulation (PPWR) 
steigt der Druck auf die Verpackungs­
industrie, recyclingfähige und material­
effiziente Lösungen schneller in in­
dustrielle Anwendungen zu überführen. 

PUBLI-REPORTAGE Das Material wurde gezielt für den industriellen Ein­
satz ausgelegt. Es verfügt über gute Heisssiegeleigen­
schaften und lässt sich auf bestehenden Verpackungs­
linien verarbeiten. Laut den bisherigen Tests kann die 
Verarbeitung mit vergleichbaren Produktionsgeschwin­
digkeiten wie bei konventionellen Kunststofffolien er­
folgen. Typische Einsatzgebiete liegen insbesondere im 
Non­Food­Segment, etwa bei Spielwaren, Elektrokom­
ponenten oder Befestigungsmaterialien. 
Für die erfolgreiche Umsetzung der Anwendung spiel­
te CLARUS Films AG als Verarbeitungs­ und Konfekti­
onspartner eine zentrale Rolle. Die Maschinentechno­
logie und Prozessvalidierung erfolgte gemeinsam mit 
Paxmatic AG. Dabei zeigte sich, dass papierbasierte 
Materialien zwar andere mechanische Eigenschaften 
als Kunststoff aufweisen, sich jedoch mit angepass­
ten Formatteilen zuverlässig auf bestehenden Anlagen 
verarbeiten lassen. 
Insbesondere bei der Umstellung von Kunststoff auf 
Papier sind Anpassungen im Maschinenumfeld erfor­
derlich. Papier reagiert weniger flexibel auf enge Um­
lenkungen und stellt höhere Anforderungen an den 
Formprozess. In der Praxis genügt jedoch häufig be­
reits der Austausch der Formschulter, um sowohl Pa­
pier­ als auch Kunststoffmate rialien auf derselben Ma­
schine verarbeiten zu können. 
Die Entwicklung zeigt exemplarisch, wie partnerschaft­
liche Zusammenarbeit entlang der gesamten Wert­
schöpfungskette Innovationen beschleunigen kann: vom  
Materialhersteller über die Konfektionierung bis hin zur 
Verpackungsmaschine. Gleichzeitig unterstreicht das 
Projekt, dass recyclingfähige Papierlösungen zuneh­
mend das Potenzial besitzen, etablierte Kunststoffan­
wendungen in industriellen Verpackungsprozessen zu 
ersetzen. 

Gemeinsam haben Model AG, CLARUS 
Films AG und Paxmatic AG nun eine papier­
basierte Alternative für klassische Flow­
pack­Anwendungen im Non­Food­Bereich 
erfolgreich getestet. 
Im Zentrum der Entwicklung steht ein 
heisssiegelfähiges Recyclingpapier von 
Model AG, das speziell für horizontale  
Schlauchbeutelanwendungen konzipiert 
wurde. Ziel war es, eine nachhaltige Ver­
packungslösung bereitzustellen, die be st­
ehende Kunststoffanwendungen substitu­
ieren kann. 

Model AG 
Industriestrasse 30 
CH­8570 Weinfelden 
+41 71 626 71 11 
www.modelgroup.com

DIE  MODEL AG

Die Model AG stellt in fünfter Generation  
Verpackungen aus Wellpappe her – einem der  

nachhaltigsten Materialien überhaupt.  
Vom Stammwerk in Weinfelden hat sich das  

Unternehmen mit rund 4300 Mitarbeitenden auf 
Standorte in der Schweiz, Tschechien, Polen,  

Kroatien und Deutschland ausgeweitet.  
Dank eigener Altpapiererfassung und Logistik 

schliesst Model die Wertschöpfungskette vollständig. 
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In der Thurgauer Industrie geht es leicht auf-
wärts. Im Juli meldeten 28 Prozent der Betrie-
be eine gute, 17 Prozent eine schlechte Ge-
schäftslage. Trotz der Besserung sind die Auf-
tragsbücher weiterhin ungenügend gefüllt. Für 
die kommenden Monate rechnen die Unter-
nehmen mit etwas höheren Bestellungen und 
leicht anziehenden Exporten. Die Zukunfts
erwartungen sind verhalten zuversichtlich.
Die Thurgauer Bauwirtschaft läuft auf vollen 
Touren. Die Baubetriebe erwarten eine weitere 
Belebung der Bautätigkeit und der Nachfrage 
und wollen den Personalbestand aufstocken. 
Der Preisauftrieb dürfte anhalten. Besonders 

das Ausbaugewerbe blickt zuversichtlich vor-
aus. Im Thurgauer Detailhandel bleibt die Ge-
schäftslage befriedigend. Die Branche blickt 
weniger optimistisch voraus als Industrie und 
Bau, rechnet bis Ende Jahr aber mit einer etwas  
günstigeren Geschäftslage.

Tourismus legt zu, Arbeitsmarkt 
bleibt stabil
Positive Signale kommen aus dem Tourismus: 
Die Thurgauer Hotellerie ist gut in die Som-
mersaison gestartet. Im zweiten Quartal stie-
gen die Logiernächte gegenüber dem Vorjahr 
um 2,8 Prozent. Am Arbeitsmarkt bleibt die 
Lage insgesamt stabil. Im Juli lag die Arbeits
losenquote bei 2,2 Prozent und damit leicht 
unter dem Vorjahresstand. Im Oberthurgau 
hat sich die Lage allerdings eingetrübt; in der 
Stadt Arbon stieg die Quote auf 4,6 Prozent.
Zum vorsichtig positiven Bild passt der neue 
Ostschweizer Beschäftigungsindikator. Er 
liegt im dritten Quartal 2026 bei 98,1 Punkten.  
Seit Ende 2025 hat sich die Beschäftigungs
dynamik merklich verbessert, bleibt aber 
knapp unter dem langfristigen Durchschnitt. 
Die Unternehmen bleiben bei Neueinstellun-
gen eher zurückhaltend. Überdurchschnittli-
che Beschäftigungssignale kommen aus Gross-
handel, Baugewerbe, Gastgewerbe und Indus-
trie. Damit verdichten sich die Hinweise auf 
eine Normalisierung, ohne dass bereits von ei-
nem breiten Aufschwung die Rede ist.

Aussenhandel bleibt unter Druck
Unter Druck bleibt der Thurgauer Aussen-
handel. Zwar stiegen die Exporte im ersten 
Halbjahr insgesamt um 9 Prozent, getragen 
von Mehrausfuhren bei Fahrzeugen. Ohne 
die Fahrzeugbranche wären sie jedoch um  
9 Prozent gesunken. Besonders bei Maschi-
nen läuft der Auslandsabsatz nach wie vor har-
zig. Insgesamt gewinnt die Thurgauer Kon-
junktur an Dynamik – der Aufschwung bleibt  
jedoch moderat.

WIRTSCHAFT

Thurgauer  
Konjunktur  
gewinnt leicht 
an Dynamik
Die Thurgauer Wirtschaft zeigt sich im 
Spätsommer 2026 etwas stärker als 
noch zu Jahresbeginn. Die Konjunktur hat 
zuletzt wieder etwas Fahrt aufgenom­
men, die Geschäftslage hat sich verbrei­
tet aufgehellt.

von Thurgauer Wirtschaftsbarometer 

WEITERE INFOS

Das Thurgauer Wirtschaftsbarometer  
erscheint in frischer Aufmachung und  

neu rein digital. Neben der Einschätzung  
der konjunkturellen Lage finden Sie neu  

laufend aktuelle Wirtschaftsnews:  
 
 
 

www.wirtschaftsbarometer.tg.ch 
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Rohrverbindungstechnik ist die Kernkompetenz von Serto. Das Unternehmen  
entwickelte ein einzigartiges Rohrverbindungs-System. Überall dort, wo Flüssig­
keiten, Gase und andere Medien sicher durch Rohre geleitet werden müssen,  
bietet das Unternehmen kundenspezifische Lösungen, die höchsten technischen  
An forderungen entsprechen. Nachgefragt werden sie von B2B-Kunden aus  
unter schiedlichsten Branchen.

von Pascale Ineichen

Flüssigkeit, Gas oder andere Medien absolut sicher und 
dicht durchleiten muss, entwickeln wir mit unserem Inge-
nieur-Team entsprechende Lösungen», erläutert Bernhard 
Fritsche, seit gut drei Monaten neuer CEO von Serto. Sol-
che Systeme müssen oft hohe Anforderungen erfüllen, bei-
spielsweise wenn in der Leistungselektronik für Chipher-
steller, Data- oder Rechenzentren Kühlsysteme nötig sind.
Abnehmer sind Kunden verschiedenster Branchen – so auch 
im Transport: In Zügen beispieslweise sind Serto-Produk-
te und -technologien in so vielfältigen Anwendungen wie 
Nasszellen, der Pneumatik, in Bremsleitungen, Schmier-, 
Dosier- oder Prozessleitungen sowie in Batteriekühlungen 
zu finden. Ebenso stattet Serto Schiffe aus, wo es beson-
ders wichtig ist, dass die Materialien bei rauer See Korro-
sion und Ermüdung trotzen. 
Neben solch individualisierten High-End-Lösungen bietet 
die Serto Group mit ihren beiden Marken auch DIN-Stan-
dardverbindungen an. Alle Standardprodukte können von 
den Kunden einfach und schnell über den Webshop be-
stellt werden. 

Zunehmende Internationalisierung
Die Wurzeln des Unternehmens reichen bis 1923 zurück. 
Die radiale Rohrverbindung wurde 1952 entwickelt. Haupt-
investor des KMU ist die gemeinnützige Ernst Göhner Stif-
tung – EGS, welche langfristig in skalierbare Schweizer 
Unternehmen investiert und die Basis für die strategische 
Weiterentwicklung des Unternehmens schafft. Ursprüng-
lich fokussierte sich die Serto auf die DACH-Region, wobei 
die Schweiz und Deutschland auch heute noch die Hauptab-
satzmärkte darstellen. Traditionell erfolgte die Kundenak-
quise über ein regionales Vertriebsteam. Über die Jahre ist 
Serto so gemeinsam mit den Kunden gewachsen. Mit aktu-

Serto stellt Rohrverbindungen für Rohrele-
mente, Ventile, Schläuche oder Zubehör her. 
Traditionelle Rohrverbindungen sind inein-
andergesteckt. Im Gegensatz dazu besteht die 
Innovation von Serto darin, dass die Abdich-
tung vom Klemmring zur Verschraubung eine 
ebene Fläche aufweist. Somit kann ein radia-
les Verbindungsstück zwischen Leitungen ein-
fach entfernt, gewartet und wieder eingesetzt 
werden, ohne dass Rohre demontiert und aus-
einandergetrennt werden müssen. Dies spart 
Platz, Zeit und Kosten.

Hidden Champion aus dem Thurgau
Mit dieser weltweit einzigartigen Lösung ope-
riert das Unternehmen in einer Nische: «Wenn 
uns ein Kunde sagt, ich habe eine Maschine, 
eine Anlage oder einen Motor, durch die ich 

IHK Serto verbindet,  
was sicher fliessen  
muss

CEO Bernd 
Fritsche.
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ell 340 Mitarbeitenden bedient das Unternehmen weltweit 
5000 Kunden und macht gut 80 Millionen Franken Um-
satz. Serto verfügt über sieben Standorte und Vertriebsge-
sellschaften in Europa und in Asien und über Distributi-
onspartner in weiteren 27 Ländern. Produziert wird in der 
Schweiz, in Tschechien und in Italien. Im vergangenen Jahr 
erfolgte zudem der Markteintritt in Indien. «Die Interna-
tionalisierung weiter voranzutreiben ist eines jener Ziele, 
welche ich mir bei Übernahme der Firmenleitung gesetzt 
habe», erläutert CEO Fritsche. 

Zeitgemässer Firmenstandort Frauenfeld
2014 ist Serto in das neue Firmengebäude in Frauenfeld 
gezogen. Die individuellen Kundenlösungen werden aus-
schliesslich im Thurgau produziert. Dabei ist das Know-
how der Mitarbeitenden in der Fertigung vor Ort ent-
scheidend: Beispielsweise müssen die Rohre jeweils nach 
Kundenwunsch gebogen werden. Alle Teile werden einer 
Qualitätskontrolle unterzogen: So wird überprüft, ob der 
Durchfluss des Mediums und die Festigkeit konstant blei-
ben. In Zukunft wird die Serto weitere Automatisierungs-
prozesse evaluieren und KI für schnellere Prozesse nutzen. 
«Wir stecken mitten in der Veränderung der Digitalisie-
rung und der neuen Prozesse», meint Fritsche.
Für Serto ist das neue Firmengebäude auch ein Beitrag zur 
Nachhaltigkeit: Es entspricht den heutigen energetischen 
Anforderungen und verfügt über eine Photovoltaik-Anla-
ge auf dem Dach. Geheizt wird mit der Energie aus dem 
Grundwasser. Die Fahrzeugflotte ist elektrisch. Und auch 
mit der Optimierung von Produktions-Materialien (z.B. 
Vermeidung von PFAS) oder Lieferwegen bemüht sich das 
Unternehmen, den ökologischen Fussabdruck laufend zu 
reduzieren.

Respektvolle Unternehmenskultur
Auffallend bei Serto ist der freundliche Um-
gang unter den vielfach langjährigen Mitarbei-
tenden. Ein zentrales Element der Kultur sei 
der offene Umgang mit Fehlern: Fehler wer-
den kommuniziert, damit gemeinsam Lösun-
gen für bestehende Probleme entwickelt wer-
den können. Verschiedene Massnahmen un-
terstützen die interne Kommunikation: So 
sind wichtige Informationen wie beispielswei-
se neue Kundenakquisen überall dort, wo für 
die Mitarbeitenden kein direkter Zugang zum 
Computer besteht, auf grossen Bildschirmen 
sichtbar. Es finden zudem regelmässig Town 
Hall Meetings statt, wobei sich die Frauen-
felder Belegschaft vor Ort trifft und die Mit-
arbeitenden aus den anderen Ländern online 
zugeschaltet werden. «Mir ist es wichtig, dass 
wir transparent kommunizieren, Erfolge fei-
ern und alle Mitarbeitenden sehen, was ihr 
Beitrag zum grossen Ganzen ist», betont Frit-
sche. Gefragt nach den Zukunftsplänen meint 
der CEO: «Ein Unternehmen der Grösse von 
Serto hat einen grossen Gestaltungsspielraum: 
Auf der bisherigen Erfolgsgeschichte wollen 
wir stabil aufbauen. Wir müssen uns aber auch 
noch besser den rasch ändernden Rahmenbe-
dingungen anpassen, zusätzliche Fähigkeiten 
entwickeln und neue Märkte erschliessen.»

Varianten von 
Rohrverbindungen 
von Serto.

Rohre werden an 
der Maschine  

präzise gebogen.
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Komplexe Fragen. 
Klare Antworten.
Treuhand, Steuern, Revision, 
Recht, HR und Informatik – 
alles aus einer Hand. 
obt.ch/weinfelden

Bist du auf der Suche nach einem vielseitigen Mediendienstleister
für nach haltige Kommunikation und intelligente Lösungen?
Kreatives Knowhow, Produktivität und soziale Verantwortung sind
bei uns unter einem Dach vereint – für einzigartige Produkte,
die verbinden und bewegen.

Als inklusiver Ausbildungsbetrieb bieten wir Jugendlichen über
50 Ausbildungsplätze in neun Berufen und ermöglichen
ihnen so den Start ins Berufsleben. Auch Menschen, die im ersten
Arbeitsmarkt nicht tätig sein können, finden bei uns eine
sinn volle Beschäftigung im geschützten Rahmen.

BRÜGGLI ADMEDIA AG
Hofstrasse 3, 8590 Romanshorn, T +41 71 531 60 00
team@brueggli-admedia.ch, brueggli-admedia.ch

Mehr Infos

auf unserer

Webseite:

Web, Druck &
Kommunikation – mit Herz 
für deine Marke
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I+D Campus  
begleitet Unter­
nehmen bei der 
Innovation
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz 
stehen auf jeder Traktandenliste.  
Zwischen Absicht und erster Anwendung,  
die im Alltag etwas bringt, liegt Arbeit. 
Hier setzt der I+D Campus in Kreuzlingen  
an: mit Projektbegleitung, einem  
Expertennetzwerk im Hintergrund und 
KI-Workshops nach Wissensstand.

von Meinrad Koch, Geschäftsführer I+D Campus

RUBRIK

Viele Gespräche starten nicht mit einem Auftrag, sondern 
mit einer Beobachtung: Da liegt Potenzial, aber wo anfan-
gen? Am Anfang steht eine Auslegeordnung. Über Vorge-
hen, Aufwand und Kosten wird geredet, sobald klar ist, 
worum es geht.

Begleitung statt Konzeptpapier
Dann kommt das Netzwerk. Im House of Competence 
bündelt der Campus Fachleute aus Praxis und Beratung, 
von der Analyse von Prozessen und KI-Potenzial über das  
Coaching von Mitarbeitenden bis zur Geschäftsmodellin-
novation. Zugezogen wird, wer zum Vorhaben passt, kei-
ne Lösung ab Stange. Das Prinzip: aus der Wirtschaft, für 
die Wirtschaft. Die meisten haben selbst geführt, investiert 
und Fehler gemacht.

Geht eine Frage tiefer, führt der Weg in die Forschung. Mit 
dem Thurgauer Institut für Digitale Transformation sind 
angewandte Forschungsprojekte möglich. Erste Vorhaben 
mit Thurgauer KMU sind angelaufen.

Workshops, abgestuft nach Bedarf
Der Stand beim Thema KI ist verschieden. Entsprechend 
abgestuft sind die Workshops: Die einen beginnen bei den 
Grundlagen, andere klären Datenschutz und Spielregeln 
im Team, wieder andere einen Anwendungsfall. Den Ein-
stieg bildet die «KI-Startrampe», entwickelt mit Fachleu-
ten aus dem House of Competence: zwei Halbtage und eine 
Potenzialanalyse für KMU, Gemeinden und Städte, ohne 
Vorkenntnisse.
Vieles entsteht ohnehin nebenbei: an einem Anlass, im Ge-
spräch mit jemandem, der das Problem kennt. Der Cam-
pus bringt Unternehmen, Startups, Hochschulen und Ver-
waltung zusammen. Wer regelmässig dabei sein will, wird 
Community-Mitglied, mietet Eventräume oder einen Co-
working-Platz. Angebote: id-campus.ch.
«Wir sind mitten im Aufbau – mit einem klaren Ziel: das 
Kompetenzzentrum für Innovation und Digitalisierung in 
der Region zu werden. Kein Ort, der belehrt, sondern ei-
ner, wo Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung gemeinsam 
an konkreten Fragen arbeiten», sagt Meinrad Koch, Ge-
schäftsführer des I+D Campus.
Der I+D Campus an der Hauptstrasse 21a in Kreuzlingen 
steht Unternehmerinnen und Unternehmern offen, für ein 
konkretes Projekt ebenso wie für eine Frage, die noch kei-
ne Form hat.

MEHR INFOS UNTER:

FOLGEN SIE  DEM  
I+D  CAMPUS AUF L INKEDIN: 
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Die Klinik Schloss Mammern ist die führende Rehabilitation am Bodensee, 
welche neu unter anderem auch eine Reha speziell für die Bedürfnisse von 
Brustkrebspatientinnen anbietet und mit dem exklusiven Privé Top Bereich 
die Rehabilitation auf ein neues Level hebt. Die einzigartige Kombination 
aus stilvollem Ambiente und medizinischer, therapeutischer sowie pflege-
rischer Exzellenz hat ein erklärtes Ziel: Zurück zur Gesundheit. Der Schlüs-
sel dazu ist eine interdisziplinäre Expertise sowie das hohe Leistungs- und 
Betreuungsniveau der qualifizierten Fachkräfte. Modernste Infrastruktur, 
eine sternewürdige Gastronomie, erstklassige Hotellerie und die Tatsache, 
dass hier das Zwischenmenschliche im Zentrum steht, machen die Rehabi-
litation so angenehm wie möglich.

ZURÜCK ZUR GESUNDHEIT 
AUF HÖCHSTEM NIVEAU

Senior 
Consultant
Dr. med.
Annemarie
Fleisch Marx

Senior 
Consultant
Dr. med.
Ruth
Fleisch-Silvestri

Erfahren Sie mehr über das umfangreiche Reha-Angebot:
www.klinik-schloss-mammern.ch

Klinik Schloss Mammern  
Dr. A. O. Fleisch-Strasse 3, CH-8265 Mammern
Tel. +41 52 742 11 11
mail@klinik-schloss-mammern.ch

« Für uns resultiert Genesung 
aus der Gesamtheit 

aller wohltuenden Einflüsse. »

Chefarzt
PD Dr. med.
Holger Hass

Klinik_Schloss_Mammern_1-1.indd   1Klinik_Schloss_Mammern_1-1.indd   1 26.08.26   09:1226.08.26   09:12



Tiefere Grund­
kompetenzen 
gefährden die 
Ausbildungsbe­
reitschaft
Gut ausgebildete Fachkräfte und die  
duale Berufsbildung sind zentral für den 
Wohlstand der Schweiz. Ausbildungs­
betriebe leisten dazu einen entscheiden­
den Beitrag. Voraussetzung sind solide  
Grundkompetenzen der Jugendlichen – 
doch genau diese geraten zunehmend 
unter Druck.

von Nicole Meier / Die Arbeitgeber

BILDUNG

Eine gemeinsame Umfrage von economiesuisse, dem 
Schweizerischen Gewerbeverband (sgv) und dem Schwei-
zerischen Arbeitgeberverband (SAV) unter rund 2’900 
Ausbildungsverantwortlichen zeigt: Viele Unternehmen 
beobachten bei ihren Lernenden erhebliche Defizite in 
den Grundkompetenzen. Besonders kritisch beurteilt wer-
den die Schreibkompetenzen und zentrale mathematische  
Fähigkeiten. Zahlreiche Betriebe stellen seit fünf bis zehn 
Jahren eine kontinuierliche Verschlechterung fest.

Die Folgen sind konkret: Die Rekrutierung geeigneter Ler-
nender wird schwieriger, der Betreuungsaufwand steigt 
und zusätzliche Fördermassnahmen verursachen Kosten. 
Rund drei Viertel der Unternehmen unterstützen Lernen-
de bereits mit internen oder externen Massnahmen, um  
bestehende Lücken zu schliessen.

Die Schule muss vermitteln, was die Lehre 
voraussetzt
Die Unternehmen übernehmen Verantwortung und inves-
tieren erhebliche Ressourcen in die Förderung ihrer Ler-
nenden. Dennoch bleibt die Vermittlung von Grundkompe-
tenzen primär Aufgabe der obligatorischen Schule. Je grös-
ser die Lücken beim Eintritt in die Lehre sind, desto mehr 
müssen Unternehmen investieren, um diese zu schliessen.

Gefahr für das Lehrstellenangebot
Besorgniserregend sind die Folgen für die Ausbildungsbe-
reitschaft. Jedes fünfte Unternehmen gibt an, aufgrund sin-
kender Grundkompetenzen und des Mehraufwands künf-
tig weniger Lernende rekrutieren zu wollen. Viele Betrie-
be erwägen zudem, ihre Selektionskriterien zu verschärfen 
oder Lehrstellen unbesetzt zu lassen. Besonders für KMU 
sind zusätzliche Betreuung und Förderung eine zeitliche 
und personelle Belastung.
Sinkende Grundkompetenzen sind damit nicht nur ein  
bildungspolitisches Problem. Sie gefährden zunehmend die 
duale Berufsbildung, die Fachkräftesicherung und damit 
den Wirtschaftsstandort Schweiz.

Keine Kompromisse bei den 
Grundkompetenzen
Aus Sicht der Wirtschaft braucht es eine konsequente Stär-
kung der Grundkompetenzen. Lesen, Schreiben und Ma-
thematik müssen in der Volksschule wieder stärker ins 
Zentrum rücken. Gleichzeitig braucht es eine vertiefte  
Ursachenanalyse und ein Bildungsmonitoring, das Ent-
wicklungen transparent macht und gezielte Verbesserun-
gen ermöglicht.
Werden Kompetenzlücken bereits während der obligatori-
schen Schulzeit geschlossen, stärkt dies die Ausbildungs-
bereitschaft der Betriebe. Solide Grundkompetenzen am 
Ende der Volksschule bleiben die Voraussetzung für eine 
starke duale Berufsbildung und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Schweiz.

MEHR INFOS

Mehr Infos zum Thema finden Sie 
in der Publikation «Abnehmen­

de Grundkompetenzen nach der 
Volksschule: Eine Herausforderung 
für Berufsbildung und Wirtschaft» 
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«Zitat»

Provida zählt zu den etablierten Anbietern 
für Treuhand, Steuer- und Rechtsberatung, 
Unternehmensberatung und Wirtschafts-
prüfung. An fünf Standorten arbeiten in-
terdisziplinäre Teams daran, für Unter-
nehmen wie Privatpersonen Lösungen zu 
entwickeln, die den individuellen Anforde-
rungen entsprechen. Die Kombination aus 
langjähriger Erfahrung, breitem Fachwis-
sen und lokaler Verankerung macht Pro-
vida zu einem vertrauenswürdigen Partner 
für anspruchsvolle Situationen und nach-
haltige Entscheidungen.

Treuhand und Buchhaltung
Die Anforderungen an KMU im administrati-
ven Bereich wachsen stetig. Das Treuhand-
angebot umfasst Finanz- und Lohnbuch-
haltungen, Jahresabschlüsse sowie admi-
nistrative Unterstützung. Die Expertinnen 
und Experten sorgen dafür, dass Unterneh-
men den Fokus auf ihr Kerngeschäft rich-
ten können, während gleichzeitig eine ver-
lässliche finanzielle Grundlage gewähr-
leistet ist. Durch die persönliche Beratung 
entstehen Lösungen, die den individuellen 
Bedürfnissen der Kundinnen und Kunden 
entsprechen.

Steuerberatung und Wirtschafts-
prüfung
Provida begleitet Kundinnen und Kunden  
durch alle steuerlichen Fragestellungen –  
von der vorausschauenden Steuerplanung  
über die Unterstützung bei Nachfolgerege-
lungen bis hin zu internationalen Steuer- 
themen.
Als zugelassene Revisionsstelle führt das 
Unternehmen unabhängige Prüfungen 
durch – sowohl für Unternehmen als auch 
für öffentlich-rechtliche Körperschaften 
wie Städte, Gemeinden und Schulgemein-
den. Diese schaffen Transparenz und Ver-
trauen für sämtliche Anspruchsgruppen. 
Die geprüften Abschlüsse liefern Orientie-
rung und sind eine wichtige Basis für stra-
tegische Entscheidungen.

Neues Schweizer Transparenz-
register ab 1. Oktober 2026
Ab 1. Oktober 2026 führt die Schweiz ein 
nicht öffentliches Register der wirtschaft-
lich berechtigten Personen ein. Für vie-
le Gesellschaften gelten dadurch neue 
Melde pflichten. Provida unterstützt bei der 
Bestimmung der wirtschaftlich berechtig-
ten Personen und übernimmt die elektro-
nische Meldung.

Seit über 75 Jahren begleitet Provida  
Unternehmen und Privatpersonen  
als verlässlicher Partner in finanziellen, 
rechtlichen und unternehmerischen  
Fragestellungen – persönlich, profes-
sionell und regional verankert in der 
Ostschweiz.

Einfach  
gut beraten

PUBLI-REPORTAGE

Provida Treuhand / Wirtschaftsprüfung / Consulting AG 
+41 71 466 71 71 
info@provida.ch 
www.provida.ch

MEHR ÜBER PROVIDA

Erfahren Sie unter provida.ch –  
oder lassen Sie sich persönlich beraten.
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MakerSpace: 
Beste Vorbe­
reitung auf  
die Berufswelt
Immer mehr Thurgauer Schulen rich­
ten einen sogenannten «MakerSpace» ein, 
ideal, um berufsrelevante Kompetenzen 
zu fördern. Gerade für den Thurgau  
als KMU-Kanton bietet das ideale  
Chancen. Die Pädagogische Hochschule  
Thurgau nimmt bei Making und Maker­
Space eine führende Rolle ein.

von Thomas Merz,  
Prorektor Pädagogische Hochschule Thurgau

BILDUNG

«Welche Fähigkeiten brauchen Schülerinnen 
und Schüler in ihrer Berufslaufbahn?» Die-
se Frage beschäftigt die PHTG zentral. Seit 
gut 10 Jahren verfolgt sie daher in Forschung, 
Entwicklung und Lehre die Konzeption und 
Nutzung von so genannten MakerSpaces und 
begleitete zusammen mit der Fachhochschu-
le OST bereits zahlreiche Schulen bei deren 
Einrichtung. Für Thurgauer Industrie und  
Gewerbe, dabei besonders für Lehrbetriebe, 
bietet das grosse Chancen.

MakerSpace –  
ein analog/digitaler Werkraum
Digitalisierung verändert die Berufs- und  
Lebenswelt rasant. Geschäftsmodelle, die teil-
weise Jahrhunderte funktionierten, werden 
plötzlich obsolet. Internet und Künstliche  
Intelligenz verändern Industrie und Gewer-
be. Sie bringen neue Herausforderungen, aber 
auch Chancen mit sich. Auf den ersten Blick 
ist ein MakerSpace ein digitaler Werkraum. 
Da stehen Holz- und Metallbearbeitungswerk-
zeuge, Schraubenzieher genauso wie Lötkol-
ben oder allerlei Materialien vom Stoff bis zum 
Karton. Typisch für den MakerSpace sind dazu 
digitale Tools vom 3D-Drucker über eine pro-
grammierbare Stickmaschine bis zum Laser-

cutter oder Plotter. Schülerinnen und Schüler 
lernen hier neueste Technologien für digita-
le Fabrikation kennen, nutzen sie, spielen und 
experimentieren und erwerben dabei Kompe-
tenzen, die sie in ihrer Berufs- und Lebens-
welt nutzen können.

Making – ein zukunftsgerichtetes 
Lernkonzept
Hinter einem MakerSpace steht für die PHTG 
aber noch viel mehr. Making soll ganz grund-
sätzlich Zukunftskompetenzen fördern. Kin-
der tauschen sich aus, lösen gemeinsam Pro-
bleme, lernen aus Fehlern und Rückschlägen, 
brauchen Kreativität und Ausdauer, Sorgfalt 
und Genauigkeit. Ganz grundsätzlich bieten 
MakerSpaces ideale Lernräume, um Schü-
lerinnen und Schüler fit zu machen für eine 
sich rasch verändernde Lebenswelt mit immer  
neuen Herausforderungen. All das waren für 
die PHTG Gründe, MakerSpaces zu entwi-
ckeln und die Umsetzung in den Schulen zu 
fördern – und damit in der Lehrerinnen/Leh-
rerbildung eine Vorreiterrolle einzunehmen. 
Ab Ende Jahr startet sie zudem in Zusam-
menarbeit mit dem I+D Campus mit mobi-
len MakerSpaces ein neues, vielversprechen-
des Projekt.

Zuverlässigkeit und Genauigkeit, Sorgfalt, 
Ausdauer, Kreativität ...  

alles Fähigkeiten, die in einem  
MakerSpace gefördert werden können.

MEHR INFOS  
ZUM MAKERSPACE:
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IHK THURGAU

Agenda Herbst 2026
IHK Highlights 

Schulungen

Partneranlässe 

ERGÄNZENDE INFORMATIONEN

Die IHK Thurgau organisiert in Zusammenarbeit 
mit verschiedenen Partnern spannende Anlässe, 
bei denen nicht nur relevante Themen im Fokus 

stehen, sondern auch der persönliche 
Austausch. Tragen Sie die Termine 
schon heute in Ihre Agenda ein oder 
abonnieren Sie unsere Highlights mit 
dem QR-Code.

Exportseminar: Passar 2.0 (Einfuhr)
IHK Thurgau, Weinfelden

Technologieforum:  
Zukunftsbilder & Innovation
IHK Thurgau, Weinfelden

Berufsbildungsforum 2026 
Raumwerke AG, Hauptstrasse 68,  
8552 Felben-Wellhausen

Die Höhle der Thurgauer Löwen 2026
Kongresszentrum Thurgauerhof, Weinfelden

Weiterbildung für Ermächtigte 
Ausführer
IHK Thurgau, Weinfelden

Oberthurgauer  
Wirtschaftsmeeting
Romanshorn

Generative KI und 
Innovationsprozesse
Macardo Swiss Distillery GmbH, 
Amlikon-Bissegg

Tag der Lernenden
Kongresszentrum Thurgauerhof, Weinfelden

SEPTEMBER

OKTOBER

NOVEMBER

01
OKT

05
NOV

23
NOV

22
OKT

17
SEPT

18
SEPT

25
SEPT

17
SEPT
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Eine sichere Partnerschaft 
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Bildungszentrum für Wirtschaft Weinfelden
Weiterbildung

Smart zusammenarbeiten  
im Unternehmen
Effizienter arbeiten, Teams besser vernetzen und Prozesse nachhaltig optimieren.

Das Bildungszentrum für Wirtschaft Weinfelden begleitet Unternehmen mit individuellen Firmenkursen und 

einem vielseitigen Angebot rund um digitale Zusammenarbeit, KI und Automatisierung. Praxisnahe Beratung 

bringt Ihre Vorhaben sicher und wirksam in die Umsetzung. 

Tel. 058 345 75 75 oder weiterkommen.ch.

Wirtschaft | Persönlichkeit | Informatik | Sprache | Individuelle Firmenkurse 

Jetzt digital 
zusammenarbeiten
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